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1 Aufgabenstellung und Ziele

Die demografische Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland, derzeit haufig auf den Begriff
des Demografischen Wandels reduziert, umfasst die grundsatzlichen Tendenzen der Bevdlke-
rungsentwicklung z. B. im Hinblick auf die Altersstruktur der Bevdlkerung, die Geschlechterverhalt-
nisse, die Geburten- und Sterbefallentwicklung. Der Begriff Wandel zeigt dabei deutlich den Pro-
zess der Veranderung, der insbesondere im Bereich der Bevolkerungszahl und der Altersstruktur

relevant ist.

Die Alterungsstruktur in Deutschland ist dadurch charakterisiert, dass seit den 1970er Jahren die
Sterberate hoher ist als die Geburtenrate. Die Bevolkerungszahl nimmt dadurch ab. Gleichzeitig
nimmt der Anteil alterer Menschen durch die héhere Lebenserwartung der Bevolkerung und die
parallel ricklaufigen Geburtenraten zu. Der Zuzug durch Migration ist zwar zunehmend und wirkt
durch die Einwanderung Uberwiegend jingerer Menschen insgesamt ,verjingend®, kann die Alte-

rung der Gesamtbevolkerung jedoch insgesamt nicht kompensieren.

Die Folgen dieser Entwicklung stellen die Gesellschaft vor neue Aufgaben. Diese betreffen z.B.
die staatliche Infrastruktur, den Bedarf an Einrichtungen und Kapazitaten in der Betreuung und Al-
tenpflege, nicht zuletzt aber auch die Entwicklungen im Bereich des Wohnens. Stadtebauliche und
wohnungspolitische Notwendigkeiten, die sich aus den sinkenden Bewohnerzahlen ergeben (z.B.
den Rickbau von Gebauden) und Veranderungen bzw. Anpassungen der Wohnungen, Gebaude
und des Wohnumfeldes im Hinblick auf veranderte Anforderungen der Bewohner (z.B. durch bar-

rierefreien Umbau) spielen dabei eine zunehmende Rolle.

Zahlreiche Akteure beschaftigen sich in unterschiedlichsten Zusammenhangen mit der beschrie-
benen Problematik. Verschiedene Untersuchungen und Analysen zur Thematik wurden durchge-
fuhrt und bilden die derzeitige Situation ab. Eine Vielzahl von Prognosen, Tendenzen und Szenari-

en beschreibt die mdglichen Entwicklungen der Zukunft.

Vor diesem Hintergrund hat der Bauherren-Schutzbund e.V. das Institut fur Bauforschung e.V. be-
auftragt, im Rahmen einer Metastudie eine Auswertung ausgewahlter Untersuchungen vorzuneh-
men und dabei den Fokus insbesondere auf die Zielgruppe der selbstnutzenden Eigentumer zu le-
gen. Spezifische Untersuchungen fir die Zielgruppe der Mieter sind nicht Gegenstand des Projek-

tes, gleichwohl sind sie, sofern keine explizite Zielgruppe benannt wird, Teil der Betrachtung.
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Grundlage der Metastudie sind die nachfolgend im Abschnitt 2 benannten 14 Untersuchungen, die

vom Auftraggeber ausgewahlt wurden.

Gegenstand der Auswertung sind insbesondere die nachfolgenden Aspekte:

« die Herausforderungen der demografischen Entwicklung der Bevdlkerung
- die Entwicklung des Wohnungsbedarfs und Tendenzen des Wohnungsmarktes
+ die gegenwartige Situation und Entwicklung des Bedarfs an barrierefreiem Wohnraum

- die Bezahlbarkeit von Wohnen und Wohneigentum unter Bericksichtigung der Entwick-
lung von Einkommen und Wohnkosten / Kostentreiber

- das selbstgenutzte Wohneigentum als private Altersvorsorge
+ das selbstgenutzte Wohneigentum im Iandlichen Raum und

« die Forderung und Erhaltung von Wohneigentum.

Fragestellungen zum Thema Wohneigentum und barrierearmer Wohnkomfort sind nicht Gegen-
stand dieser vergleichenden Studie. Diese wurden gesondert im Rahmen des Gemeinschaftspro-
jektes von Bauherren-Schutzbund e.V., Verband Wohneigentum e.V. und Institut fur Baufor-
schung e.V. untersucht und unter dem Titel ,Meinungsumfrage unter Wohneigentiimern: Wohn-
wiinsche und barrierearmer Wohnkomfort. Gemeinschaftsprojekt vom Bauherren-Schutzbund e.
V., dem Verband Wohneigentum e. V. und dem Institut flir Bauforschung e. V.“ im September
2014 veroffentlicht.
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Grundlage

Grundlage der Auswertung sind die nachfolgenden 14 Untersuchungen (/1/ bis /14/), die vom Auf-

traggeber fir die Metastudie ausgewahlt wurden. Ergénzend wurden nach seiner Veroffentlichung

im Juni 2014 Einzelaspekte des Wohnatlas der KDA /15/ in die Auswertung einbezogen.

Die Nummerierung stellt keine Priorisierung oder Wertung dar. Sie wird ausschlieBlich fur die

Quellenangaben in den Auswertungen genutzt.

"l

12/

13/

14/

15/

16/

17l

Gebaude- und Wohnungs-
bestand in Deutschland
ZENSUS 2011

Ein Sozialbericht

fiir die Bundesrepublik
Deutschland
Datenreport 2013

Wohntrends 2030
Studie — Kurzfassung

Der Vierte Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregie-
rung

Wohnen der Altersgruppe
65PLUS

Wohnimmobilien zur
Altersvorsorge
Worauf muss man achten?

Wohnungsangebot fiir arme
Familien in GroBstadten

Landesamt flr Statistik Niedersachsen (LSN), Hannover
Herausgeber: Statistische Amter des Bundes und der Lénder
Erste Ergebnisse der Gebaude- und Wohnungszahlung

Statistisches Bundesamt (Destatis)

Wissenschaftszentrum Berlin fiir Sozialforschung (WZB), in
Zusammenarbeit mit: Das Soziooekonomische Panel
(SOEP) am Deutschen Institut fir Wirtschaftsforschung
(DIW Berlin)

Bundeszentrale fir politische Bildung, Bonn, in der Reihe
Zeitbilder

Analyse & Konzepte, Beratungsgesellschaft flir Wohnen, Im-
mobilien, Stadtentwicklung mbH, Hamburg

INWIS Institut fir Wohnungswesen, Immobilienwirtschaft,
Stadt- und Regionalentwicklung GmbH, Bochum
Herausgeber: GdW, Bundesverband deutscher Wohnungs-
und Immobilienunternehmen e. V., Berlin, Branchenbericht 6

Lebenslagen in Deutschland
Herausgeber: Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales,
Referat Information, Publikation, Redaktion, Bonn

Pestel Institut,Hannover

Auftraggeber: Verbandeblindnis Wohnen 65PLUS
Koordination: Deutsche Gesellschaft fir Mauerwerks- und
Wohnungsbau e.V. (DGfM)

Deutsches Institut fir Altersvorsorge GmbH, Berlin
Dr. Reiner Braun und Ulrich Pfeiffer

empirica AG, Timo Heyn, Dr. Reiner Braun, Jan Grade
Bundesweite Analyse am Bsp. der 100 einwohnerstarksten
Stadte im Auftrag der Bertelsmann Stiftung, Gitersloh

2014

2013

2013

2013

2013

2013

2013
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18/

19/

110/

1M1/

12/

13/

114/

115/

Bedarf an seniorengerechten
Wohnungen in Deutschland

Die Zukunft der Dorfer
Zwischen Stabilitat und
demografischem Niedergang

Wohnen im Alter
Marktprozesse und wohnungs-
politischer Handlungsbedarf

Wohnwiinsche im Alter
Grafikreport

Wohnungsmarkte im Wandel
Zentrale Ergebnisse der Woh-
nungsmarktprognose 2025

Wohnungsmangel in
Deutschland

Auswirkungen und Ansétze zur
Uberwindung

Erben in Deutschland
Volumen, Verteilung und
Verwendung

Wohnatlas*
Rahmenbedingungen der Bun-
deslander beim Wohnen im Al-
ter

Pestel Institut, Hannover

Auftraggeber: Impulse fur den Wohnungsbau
Koordination: Deutsche Gesellschaft fir Mauerwerks- und
Wohnungsbau e.V. (DGfM)

Herausgeber:
Berlin-Institut fur Bevdlkerung und Entwicklung, Berlin

Kuratorium Deutsche Altershilfe, KdIn

Herausgeber: Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung (BMVBS), Berlin,

Forschungen Heft 147

Institut: TNS Emnid, Medien- und Sozialforschung GmbH
Bundesverband Deutscher Baustoff-Fachhandel e.V., Bun-
desverband freier Immobilien und Wohnungsunternehmen
e.V., Deutsche Gesellschaft fur Mauerwerks- und Woh-
nungsbau e.V., Deutscher Mieterbund

Bundesinstitut fir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)
im Bundesamt fiir Bauwesen und Raumordnung (BBR),
Bonn, 1 /2010 BBSR-Berichte KOMPAKT

PROGNOS AG, Basel
Auftraggeber der Studie:
Kampagne Impuls fir den Wohnungsbau, Berlin

empirica AG, Forschung und Beratung AG, Berlin
Auftraggeber: Deutsches Institut fir Altersvorsorge, Koln

Kuratorium Deutsche Altershilfe / Wiistenrot-Stiftung, Koln /
Ludwigsburg

(* wegen des Verdffentlichungstermins nur in Einzelaspekten
beriicksichtigt)

2011

2011

2011

2011

2010

2010

2010

2014
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3 Auswertungsstruktur

Auf der Basis der in Abschnitt 1 benannten Aspekte wurde ein Kriterienkatalog entwickelt, der
Grundlage einer Vergleichsmatrix ist. Die Kriterien sind nachfolgend in den Bearbeitungsebenen

beschrieben:

A Eigentimer / Bewohner

- Selbstnutzende Wohneigentiimer (Altersstruktur, Geschlecht)
- Bevdlkerungsentwicklung

- Haushaltsentwicklung

- Altersstrukturentwicklung (Eigentiimerstruktur)

- Migration (Altersstruktur, Entwicklung)

- Gesundheitsentwicklung der Bevdlkerung (Auswirkungen auf das Wohnen)

B Gebaude / Wohnraum

- Wohnungsbau (Wohntrends, Markt)

- Wohnungsbedarf / Wohnungsnachfrage (Wohndauer, Wohnwiinsche, Wohnformen im Alter,
Wohnsituation von Senioren)

- Schaffung und Erhalt von Wohneigentum (Neubau / Bestand)

- Bedarf an barrierefreiem Wohnraum (Trends, Daten)

- Wohnungsgréfie und Wohnflachenbedarf (Altersgerechte Wohnungsangebote)

- Mindestanforderungen

- Barrieren in Wohnungen

- Prioritdten beim Wohnen ( Barrierefreiheit, Sicheres Wohnen)

- Wohneigentum und altersgerechter Umbau

C Anforderungen an Wohnen, haushaltsnahe Dienstleistungen und Pflege

- Bedarf barrierefreien Wohnraums (Anforderungen an barrierefreies Bauen und Umbauen,
Eigentimergruppen)

- Anspriiche / Wohnkomfort im Alter

- Dienstleistungen

- Entwicklung des Pflegebedarfs und langes Wohnen in der eigenen Wohnung

D Finanzen

- Einkommen (Arten, Hohe, Entwicklungen)
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- Wohnkosten (Kosten / Wohneigentum, Nebenkosten, Entwicklungen, Kostentreiber)
- Kosten fiir Services (z.B. Haushaltsnahe Dienstleistungen), Pflege und Gesundheit

- Wohneigentum als Altersvorsorge

E Entwicklung Wohnumfeld / Infrastruktur

- Wohnen und Infrastruktur (Quartiersentwicklung, Quantifizierung im Bestand, Qualitat des
Wohnumfeldes, Bedarfseinschatzung)

- Perspektiven Wohneigentum in Stadt und Land (Individuelles Wohnen, Komfort)

- Probleme der Infrastruktur

F Allgemeines / Sonstiges / Trends
- Altersarmut, Sozialabstieg, Sozialausgaben
- Veranderungsbereitschaft

- Schnittpunkte mit anderen Themenbereichen, z.B. Energiewende

G Information / Unterstiutzung / Forderung / Kommunikation
- Férderung von Wohneigentum

- Information und Beratung

Die Untersuchungen wurden vergleichend auf der Basis der vorgenannten Kriterien ausgewertet.
Nicht jede Untersuchung erbrachte Ergebnisse in jeder Bearbeitungsebene. Je nach The-
menschwerpunkt, Aufgabenstellung und Datenbasis wurden Aussagen / Daten identifiziert und als
Kurzaussage mit Fundstelle in die Matrix Ubertragen. Diese dienten bei der vergleichenden / ver-
tiefenden Betrachtung als Grundlage, erheben jedoch in der Ubersicht keinen Anspruch auf Voll-
standigkeit. Themengebiete, die Uber den Kriterienkatalog hinaus Gegenstand der Untersuchun-

gen waren, wurden nicht ndher analysiert.

Bei der Nennung der Personen in der Metastudie wurde zur besseren Lesbarkeit auf die Verwen-
dung der geschlechtergerechten Sprache verzichtet. Gemeint ist mit der verwendeten mannlichen

Form jeweils sowohl die weibliche als auch die mannliche Form der jeweiligen Person.

Eine qualitative Bewertung bzw. Uberpriifung der in den jeweiligen Untersuchungen getroffenen
Aussagen, Quellen, Berechnungen und Daten auf Richtigkeit und Belastbarkeit war nicht Gegen-

stand des Auftrags.
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4 Vergleichende Gegeniiberstellung

Die vergleichende Gegeniberstellung der Untersuchungen wurde auf der Grundlage der Auswer-
tungsstruktur in Abschnitt 3 vorgenommen, den grundsatzlichen Aspekten zugeordnet und auf ihre
Grundaussage reduziert. Gemeinsamkeiten und Gegensatze wurden explizit benannt bzw. darge-

stellt.

4.1 Herausforderungen der demografischen Entwicklung der Bevolkerung

Die demografische Entwicklung stellt die Gesellschaft zunehmend vor gesellschaftliche,
(wohnungs-)politische, soziale und bautechnische Herausforderungen. Die Mehrzahl der
Akteure stellt dies in den jeweiligen Veréffentlichungen einleitend mit unterschiedlicher
Schwerpunktsetzung fest. Die Entwicklung ist gepragt von einem kontinuierlichen Bevolke-
rungsrickgang, dem Anstieg des Anteils der adlteren Bevolkerung und damit einer steigen-
den Anzahl der Haushalte mit Senioren. Die Anzahl der Haushalte wird trotz sinkender Ein-
wohnerzahlen im wesentlichen gleichbleibend oder leicht ansteigend gesehen, was mit der
Tendenz hin zu Haushaltsverkleinerungen und Haushalts-/Familienstrukturveranderungen
begriindet wird. Die Entwicklungen erfordern nach Angabe der Mehrzahl der Akteure be-
darfsorientierte nachhaltige Lésungen im Hinblick auf das Wohnen, die Infrastruktur / das
Wohnumfeld, aber auch die zukiinftige Vernetzung mit erforderlichen Service- und Pflege-
leistungen. Vor diesem Hintergrund wird von allen Akteuren in den nachsten Jahren ein er-

heblicher Verdanderungs- und Handlungsbedarf gesehen.

Die Prognos AG hat im Auftrag der Kampagne Impulse fiir den Wohnungsbau im Rahmen der
Untersuchung zum Wohnungsmangel in Deutschland /13/ Prognosen der demografischen Ent-
wicklung der privaten Haushalte erarbeitet, die auf der Basis von BBSR-Daten flir den Progno-
sezeitraum 2008 bis 2025 berechnet wurden. Diese ergeben eine leicht sinkende Bevdlkerungs-
zahl bis zum Jahr 2025 mit einem gleichzeitigen Anstieg der Anzahl der privaten Haushalte um
etwa 5%. Diese Parallelkonstellation, wie sie seit 1990 mit einem Anstieg von ca. 13% zu erken-
nen war, wird jedoch zukiinftig seltener gesehen, die unterschiedliche Dynamik zwischen Bevélke-
rungs- und Haushaltszahlen aber in abgeschwachter Form und in Abhangigkeit von Zu- oder An-

wanderungsgebieten unterschiedlich weitergehen.

Die Studie /9/ Die Zukunft der Doérfer sieht die Zuwanderungsregionen in den Metropolen und

die abwanderungsbedingte ,,demografische Austrocknung“ der landlichen Gemeinden. 2/3

10
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aller landlichen Gemeinden haben demnach zwischen 2003 und 2008 mehr als 1% der Bevolke-

rung eingebufRt. Dadurch ist der Iandliche Raum Uberproportional von Alterung und Abwanderung

betroffen. Der Bevoélkerungsschwund wird sich zukiinftig durch die demografische Entwicklung

deutlich beschleunigen. Dadurch sind nach Angabe mittelfristig zahlreiche Dérfer in ihrer Existenz

gefahrdet. Neben diesen Veranderungen werden Einflisse durch die Individualisierung und Sin-

gualisierung auf die Anzahl und Struktur der Haushalte beschrieben, die eine deutliche Zunah-

me bei den 1- und 2-Personenhaushalten sowie eine Abnahme bei den gréReren Haushalten (Fa-

milien) bedeutet. Als Ursache hierfir werden veranderte Familiengriindungsphasen und -entwick-

lungen bzw. wiederum die Alterung der Bevolkerung angegeben.

Das Pestel-Institut /8/ untersuchte im Auftrag der Kampagne Impulse fur den Wohnungsbau die

Dimensionen des Wohnungsbedarfs alterer Menschen in Deutschland. Als Grundlage wurden

zwei Szenarien des Statistischen Bundesamtes /17/ zur Entwicklung der Einwohnerzahl

Deutschlands verwendet. Die Entwicklungen sind der Abb. 1 zu entnehmen.
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2009; eigene Darstellung

Abb. 1: Entwicklung der Einwohnerzahl in Deutschland bis 2060 in zwei Varianten der 12. koordi-

nierten Bevolkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes [Quelle: /8/ Abb. 2]

Die Entwicklung des Anteils der Senioren, die alter als 70 Jahre sind, wurde flir den gleichen

Zeitraum auf derselben Basis dargestellt. Diese Entwicklung ist der Grafik der Abb. 2 zu entneh-

men. Der Anteil der definierten Senioren (> 70 Jahre) steigt auf dieser Grundlage von etwa 15% in

2011 auf ca. 25% ab etwa 2040.
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Explizit mit den Zielgruppen der Eigentiimer und Senioren beschaftigt sich die Forschungsar-

Die selbstnutzenden Eigentiimer machen mit einem Anteil von ca. 15,6 Mio. Wohneinheiten

haufiger in selbstgenutztem Wohneigentum als andere Altersgruppen. Die Wohneigentumsquote

haushalte. Wahrend rund die Halfte der 65- bis unter 80-Jahrigen Wohneigentum bewohnt, sind
12

beit Wohnen im Alter /10/, herausgegeben vom (ehemaligen) Bundesministerium fir Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung (BMVBS). Neben der grundsatzlichen Darstellung des Riickgangs der Ein-

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wieshaden 2009; eigene Darstellung
der Seniorenhaushalte ist nach Ergebnissen der Mikrozensuserhebung von 2006 mit 48 % um 7

% hoher als im Bundesdurchschnitt mit ca. 41 %. Nach der Reprasentativbefragung bewohnt
ca. die Halfte der befragten Seniorenhaushalte selbstgenutztes Wohneigentum. Die gesamte Ver-

»~Jungere Seniorenhaushalte bewohnen eher selbstgenutztes Wohneigentum als altere Senioren-
es bei den 80-Jahrigen und Alteren nur rund ein Drittel. Durch die starke Eigentumsbildung ab den

70er Jahren ist zu erwarten, dass in den nachsten Jahren auch der Anteil der Hochaltrigen, die im

wohnerzahl zur parallelen Veranderung der Alterstruktur wird in dieser Untersuchung die Eigentii-
etwa 40% des Wohnungsmarktes von ca. 39 Mio. Wohneinheiten aus /18/. Altere leben dabei

Abb. 2: Entwicklung der Einwohnerzahl in Deutschland bis 2060 in zwei Varianten der 12. koordi-
nierten Bevolkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes [Quelle: /8/ Abb. 3]

merstruktur insbesondere bei den Seniorenhaushalten dargestellit.

teilung ist der Abb. 3 zu entnehmen.
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selbstgenutzten Wohneigentum lebt, deutlich steigen wird“ /10/. Die Verteilung der Altersstruktur

ist der Abb. 4 zu entnehmen.

Mieter eines Wohnungs-

Keine
unternehmens 25 %

Angabe
1%

Mieter eines

privaten
Eigentimers selbstnutzende

26 % Wohneigentimer 48 %

Quelle:  KDA-Reprisentativbefragung von Seniorenhaushalten
2009, Erhebung durch TNS Emnid

Abb. 3: Eigentiimergruppen der befragten Haushalte 65+ (n=1.000) [Quelle: /10/ Abb. 4]

60% [~ 7
51,5%

50% [~

40%

36,4% 7

30%

20%

10%
3,5%
0,8%

0% e
65-79 Jahre 80 Jahre und alter
. selbstnutzende Wohneigentiimer . Mieter eines privaten Eigentimers
D Mieter eines Wohnungsunternehmens D keine Angabe

Quelle:  KDA-Reprasentativbefragung von Senicrenhaushalten 2009, Erhebung durch TNS Emnid

Abb. 4: Eigentiimergruppen der befragten Haushalte 65+ nach Altersgruppen[Quelle: /10/ Abb. 5]

Die Studie stellt zudem fest, ,dass tendenziell in den Regionen, die heute einen relativ geringen
Anteil alterer Menschen aufweisen, die Alterungsdynamik besonders stark ausgepragt ist (vgl.

Abb. 5). Die Alterung der deutschen Gesellschaft entwickelt sich somit zu einem weitgehend fla-
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chendeckenden Phanomen, so dass der heute noch starker regionalisierte Handlungsdruck sich

zu einer gesamtgesellschaftlichen Herausforderung ausweitet.“ /10/

Anteil der 65-Jéhrigen und &lteren an der Gesamtbevdélkerung 2008 in %

Datsnbasis: Laufsnds Raumbsobachtung des BBSR; BBSR-Bevolkerungsprognoss 2005-2025/bbw

] bis unter 18 ] bis unter 10
[ 15 bisunter 20 [ 10 bisunter 20
B 20 visuter 22 B 20 bisunter 30
B 22 bisunter 24 B 30 bisunter 40
. 24 und mehr . 40 und mehr

Eomamm

Veranderung der Zahl der 65-Jahrigen und diteren 2008-2020 in %

Gsomestrische Grundlags: BKG, Kreise (modfiziert) 31.12.2006

Abb. 5: Rdumliche Verteilung der élteren Menschen und kiinftige Entwicklung [Quelle:/10/ Abb. 6]

Nachfolgend sind wesentliche Daten / Fakten zur Demografie tabellarisch zusammengefasst:

13/ 15/ 16/ 18/ 19/ 110/
GDA pestel MZ dia/lempirica pestel/St. BA Berlin-Inst. BBSR
Bevdlke- 2030: 1991: 2030: - 3% 2060: 2050: 2009: ca. 82
rungszahl - 6,3 Mio. (Er- | 80,195 Mio. 64,7 -72,4 - 12 Mio. ge- | Mio.
werbsfahige) 2011: Mio. geniber 2011 2040:
gegenuber 80,328 Mio. 74-78 Mio.
2010 2010 — 2030:
- 2,5 Mio.
Anzahl priva- 1991: 2010: 40,5
ter Haushalte 35,462 Mio. Mio.
2011: 2025: 40,5
39,750 Mio. Mio.
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13/ I5/ 16/ | 18/ 10/

GDA pestel MZ dia/lempirica pestel/St. BA Berlin-Inst. BBSR
Anzahl der 1991: 2030: 22,3
Senioren > 65 12,021 Mio. Mio.
Jahre 2011:

16,568 Mio.
Anzahl der 2011: 12 Mio. 2009: 12 Mio.
Senioren > 70 2040 - 2045: 2040:
Jahre 19,3-20,8 19 - 21 Mio.
Mio.
Anzahl der 2011: 4,1 Mio.
Senioren > 80 2030: 6,4 Mio.
Jahre 2050: 10,0
Mio.
Anzahl priva- 2009: 7,5 Mio.
ter Haushalte 2025: 10,0
mit Senioren Mio.
> 70 Jahre
4.2 Allgemeine Entwicklung des Wohnungsbedarfs und Tendenzen des Wohnungs-
marktes

Die Entwicklung des Wohnungsbedarfs und die Nachfrage am Wohnungsmarkt werden
derzeit und zukiinftig stark von der Bevolkerungsentwicklung und dem damit verbundenen
demografischen Wandel beeinflusst. Insbesondere die Altersstruktur der Bevolkerung und
die Zusammensetzung der Haushalte bzw. Familienstrukturen werden dazu fiihren, dass
die Bewohner zunehmend spezifische Anforderungen an den Wohnraum und das Wohnum-
feld stellen und dieses auch artikulieren bzw. umsetzen. Eine Unterscheidung zwischen

Mietern und Eigentiimern wird bei der Marktbetrachtung i.d.R. nicht vorgenommen.

Diese Entwicklungen zu Bedarfen und Tendenzen sehen im wesentlichen alle Akteure der ausge-
werteten Untersuchungen. Als Schwerpunkte werden sie in den Studien /3/, /4/, /71, /9/, /10/ und
/11/ thematisiert. Nachfolgend werden relevante Auszlige dargestellt, wobei insbesondere allge-
mein thematische Trends, Bedarfszahlen bei Senioren und generelle Entwicklungen bei Woh-
nungsbedarf (bedarfsabhangig, nicht einkommensabhangig) und Wohnungsnachfrage (einkom-

mens- und preisabhangig) vertiefend dargestellt werden.

Die Aussagen des GdW /3/ fur die Wohnungswirtschaft adressieren als Zielgruppe grundsatzlich
Mieter, jedoch kdnnen die Trends als Uberwiegend Ubertragbar und relevant auch fir selbstnut-
zende Eigentimer bewertet werden. Sie fokussieren insbesondere auf die Wohnkonzepte und die

Standort- bzw. Quartiersentwicklung vor dem Hintergrund der Wiinsche und Anforderungen der

15



BAUFORSCHUNG

Nachfrager / Bewohner. Zu den Veranderungen der Wohnkonzepte in den Jahren 2008 bis 2013
wurde eine reprasentative Befragung durchgefuhrt und ein Prognosemodell entwickelt, das zu-
kiinftige Entwicklungen von Nachfragergruppen beschreibt. Daneben werden bei den Wohntrends
die Geschwindigkeit der technischen Entwicklungen, die Bedeutung 6kologischer bzw. nachhalti-

ger Werte und die Anforderungen an Serviceleistungen naher betrachtet.

Auf dieser Basis wurden 7 zentrale Trends indentifiziert, die fur die Wohnungswirtschaft nach An-
gabe bis zum Jahre 2030 Bedeutung im Sinne der Positionierung, der Ausrichtung und des Han-

delns haben werden:

« Effektivere und intensivere Nutzung der technischen Weiterentwicklungen (Technologien,
Dienstleistungen)

« Auswirkungen der ,25-Stunden-Gesellschaft® (Erreichbarkeit als Grundlage der Wahl des
Standortes und der Infrastruktur, veranderte Art des Zusammenlebens)

+ Bedeutung des nachhaltigen Wirtschaftens (,Sharing Economy*, veranderte Anforderun-
gen an Organisations- und Netzwerkkultur)

« Erhalt der Gesundheit und Fitness im Fokus des Interesses (technische Applikationen, ak-
tives Gesundheitsmanagement, E-Health)

« Bedeutung und Entwicklung der Quartiere (als Handlungsebene, aktive Nachbarschaft, Ko-
ordination von Leistungen verschiedener Partner)

- Einkommensentwicklung (Armutsrisiken, Wohnformen / Versorgungskonzepte, Wohnwin-
sche)

« Unternehmen als ,Wohnpartner und ,Dienstleister des Wohnens* (Wohnungsanpassung,
flexible Wohnungsgrundrisse, Leistungen ,rund um die Wohnung®, Versorgungsmodelle,

Bedeutung von Information und Kommunikation).

Die Auswirkungen dieser Trends im Detail und die Umsetzungsmaoglichkeiten im Rahmen ver-

schiedener Wohnkonzepte werden in einer sog. Wohnmatrix dargestellt (Auszug vgl. Abb. 6).
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Entwicklung wird stark getragen von Haushalten mit ...

Trend )

Migration bestimmt das Bevélke-
rungswachstum in Ballungsraumen
und verandert so die Wohnungs-
nachfrage.

Gemeinschaftliches Pflege-

Wohnen im Alter wird verstarkt . . .
nachgefragt.

Nachfrage nach ambulanter Pflege

bzw. Pflege im Quartier steigt. . . .
Okologie und Nachhaltigkeit

als Lebensentwurf gewinnen an . .

Bedeutung.

Abb. 6: Auswirkungen von Trends im Rahmen verschiedener Wohnkonzepte [Auszug, Quelle: /3/
Abb.-Auszug S.13]

Das Pestel-Institut /8/ untersuchte im Auftrag der Kampagne Impulse fiir den Wohnungsbau auf-
bauend auf der Untersuchung ,Wohnungsmangel in Deutschland® /16/ vertiefend die qualitativen
und quantitativen Dimensionen des Wohnungsbedarfs alterer Menschen in Deutschland. Dabei
wurden Wohnungsbedarf und -nachfrage differenziert betrachtet, auf der Basis zweier Szenarien
des Statistischen Bundesamtes /17/ sog. Bedarfsnormen flir ,,seniorengerechte Wohnformen* for-

muliert und aktuelle regionalisierte Bedarfszahlen ermittelt.

Als Senioren wurden in dieser Untersuchung Personen mit einem Lebensalter ab 70 Jahre defi-
niert und als Bedarfsansatz festgelegt, dass es sinnvoll ist, wenn im Jahre 2025 flir 20% der Haus-
halte mit diesen Personen eine seniorengerechte Wohnung verfigbar ware. Dieser Ansatz wird
als Untergrenze vor dem Hintergrund der zuséatzlichen Bedarfe aus reinen Komfortgrinden, aber
als Obergrenze im Sinne des Machbaren bezeichnet. Auf der Basis von ermittelten 10 Mio. derarti-
ger Haushalte sollten dann nach Angabe in 2025 etwa 2 Mio. seniorengerechte Wohnungen
verflugbar sein. Bei einem heutigen Bestand von 400.000 bis 500.000 Wohnungen bedeutet dies,

dass ca. 100.000 seniorengerechte Wohnungen pro Jahr geschaffen werden missen.

Eine Beschreibung der Anforderungen im Sinne der definierten Barrierefreiheit ist nicht enthalten.
Die Untersuchung enthélt eine detaillierte Aufstellung je Bundesland bzw. auf Kreisebene. Die

Abb. 7 zeigt die landerbezogenen Bedarfe.
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Haushalte mit einem Haupteinkom- Veran- Bedarf an senioren-

mensbezieher 70 Jahre und élter derung gerechten Wohnungen
Bundesland 2008 2025 in v.H. im Jahr 2025
Baden-Wiirttemberg 979.382 1.233.276 25,9 246.658
Bayern 1.132.850 1.438.353 27,0 287.674
Berlin 294.477 436.594 48,3 87.319
Brandenburg 245713 336.841 371 67.368
Bremen 69.469 85.481 23,0 17.096
Hamburg 160.584 174.516 8,7 34.903
Hessen 567.117 720.479 27,0 144.095
Mecklenburg-Vorpommern 159.439 207.484 30,1 41.496
Niedersachsen 763.999 957.433 253 191.489
Nordrhein-Westfalen 1.752.026 2.129.375 21,5 425.875
Rheinland-Pfalz 394.689 487.159 23,4 97.430
Saarland 109.286 129.250 18,3 25.850
Sachsen 471.776 584.929 24,0 116.986
Sachsen-Anhalt 257.963 306.643 18,9 61.327
Schleswig-Holstein 272.970 352.606 29,2 70.521
Thirringen 230405 299.468 30,0 59.895
Bundesrepublik 7.862.145 9.879.887 25,7 1.975.982

Abb. 7: Verdnderung der Zahl an Seniorenhaushalten und dem Wohnungsbedarf [Quelle: /8/ Abb.
S. 10]

Das Deutsche Institut fiir Altersvorsorge betrachtet in seiner Untersuchung /6/ die Trends und
Entwicklungen am Markt insbesondere vor dem Hintergrund der Wohnimmobilien als Altersvorsor-
ge. Dabei werden die Entwicklung des Wohnungsangebotes und der Wohnungsnachfrage anhand

von Destatis und empirica Daten beschrieben.

Auf der Angebotsseite wird deutlich, dass die Zahl der fertiggestellten Wohnungen tendenziell von
1995 bis etwa 2010 deutlich abfallt, mit Ausnahme des Bereichs der Ein- und Zweifamilienhauser,
wo kurzzeitige Anstiege sichtbar sind. Etwa jede 8. Wohnung entsteht durch Um- und Ausbau im
Gebaudebestand.

Hierdurch wird laut Angabe die These gestitzt, ,dass die Masse der Wohnungssuchenden lieber
.ebenerdig® oder in kleinen Hausern und weniger gern ,auf der Etage“ wohnen will“. Insbesonde-
re nach dem Rickgang bzw. der weitgehenden Einstellung der Wohnungsbauférderung, mit der
der Neubau gezielt beeinflusst wurde, bestimmen die Wohnwiinsche der Nachfrager das Neubau-

angebot.
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Tausend Wohnungen
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Quelle: Destatis | empirica

Abb. 8: Fertiggestellte Wohnungen in Deutschland 1995 — 2011 [Quelle: /6/ Abb. 5]

Parallel wird die Entwicklung der Leerstandsquote von 2002 bis 2011 bewertet, die nach Angabe

als Indikator der Entspannung der Wohnungsmarkte verwendet werden kann. Sie zeigt, dass die

Leerstandszahlen (im Geschosswohnungsbau) sinken und abgeleitet, die Angebotszahlen die

Nachfrage nicht decken. Nach Angabe hatten ohne die vorhandenen Leestandsreserven ,die Miet-

und Kaufpreise sicherlich schon viel friher kraftig angezogen®.

Auf der Wohnungsnachfrageseite sind It. /6/ bisher folgende Entwicklungen feststellbar:

die Wohnungsnachfrage und die Anzahl der Haushalte steigt trotz ricklaufiger Bevolke-
rungszahlen

Wohnungsknappheit und Leerstande sind abhangig von der Binnenwanderung zwischen
den Ab- und Zuwanderungsregionen

,Gute Lagen“ werden als ,,LILA Lagen“ beschrieben, mit Landschaft, Infrastruktur, Le-
bensqualitat und Arbeit (Mengenwachstum, ,Region, Region, Region® anstelle von ,Lage,
Lage, Lage®)

Mangel an Wohnungen mit hdherwertiger Qualitat in Schrumpfungsregionen (Potenzial fur
Qualitatsoffensiven und Nischenprodukte)

keine nachhaltige Tendenz ,,zuriick in die Stadt“, sondern Abhangigkeit von Zu- oder
Abwanderungsregionen

~Schwarmverhalten“ junger Erwachsener auf bestimmte Stadte (nicht ausschlief3lich Me-

tropolen) als Ergebnis des demografischen Wandels in den Regionen
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Die kinftige Entwicklung des Immobilienmarktes wird vor diesem Hintergrund insbesondere in den
nachfolgenden Aspekten gesehen:

- trotz des prognostizierten Bevolkerungsrickgangs (vgl. Abb. 9) um etwa 3% bis 2030 wird
nach Angabe die Anzahl der Haushalte nicht geringer sein als heute (Haushalte sind ein
wichtigerer Indikator als Bevdlkerungszahl)

+ die Wohnungsnachfrage in Eigenheimen, EFH-ahnlichen Gebauden und héherwertigen
Gebauden wird trotz insgesamt geringer Zunahme der Wohnungnachfrage steigen

- die Wohnungsnachfrage in Geschosswohnungen, insbesondere in schlechteren Lagen
und Qualitaten wird Uberproportional abnehmen, in Zuwanderungsregionen zunehmen

« neues Phanomen: Familienviertel (Quartiersentwicklung)

+ es entwickelt sich ein neuer Markt fiir altengerechte Wohnungen, da die Generation 50+
den quantitativ relevanten Nachfrager darstellt (Als Umzugspotenzial werden 800.000

Haushalte angegeben, Gberwiegend mit gehobenem Einkommen).

100.000 T 45.000
2,2% 1.7%

T S L 40.000

§0.000 T e e e e e e ————) 6, 000
S 2
S =
g @
= s et 30000 =
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80.000 TP e ——A T rr————r 25, (00

75.000 T ————————————— 20,000

70.000 v v v 15.000

1980 1990 2000 2010 2020 2030 2040
Jahr
== Einwohner (linke Achse) Haushalte (rechte Achse)

Quelle: Destatis, BBSR (Bevolkerungsprognose) und empirica (Haushaltsprognose) | empirica

Abb. 9: Prognose der Wohnungsnachfrage in Deutschland bis 2030 [Quelle: /6/ Abb. 6]

In der prognos-Studie /13/ zum Wohnungsmangel in Deutschland wurde der Wohnungsmarkt in
Bezug auf die Wohnsituation und mdgliche Bau- oder Kaufplane auf der Grundlage von Befra-
gungen privater Investoren und Bautragern bewertet. Dabei spielten insbesondere Finanzierungs-
und Foérderkriterien (bei den privaten Investoren) und Einflussfaktoren auf die Investitionsentschei-

dung (bei den Bautragern) eine Rolle.

Ergebnis: Weniger als 50% der Bevolkerung in Deutschland lebt im eigenen Eigentum, davon

etwa 60% in landlichen Regionen. Fast jeder Funfte Nichteigentimer méchte Wohneigentum an-
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schaffen. Das entspricht gem. Mikrozensus ca. 2,5 Mio. Personen. Davon planen dies jedoch in in-
nerhalb der nachsten 2-3 Jahre nur 4 % (etwa 500.000 Personen). Vor dem Hintergrund der Alter-
sstruktur sind die Interessenten eher im Bereich der Personen < 45 Jahre, Kernzielgruppe sind
mit 78% jingere Familien und Paare. Nur etwa 7% der Interessenten sind 45 Jahre und Altere.
Die Interessenten sind in allen sozialen Schichten (Einkommensgruppen) vertreten. Der Schwer-
punkt der Nachfrage nach Eigentum befindet sich in (sub-)urbanen Radumen, weniger in landlich
gepragten Regionen (65% Mittel-/Grof3stadte, 20% Kleinstadte, 15% Dorfer).

Bei den 10 befragten Bautrdgern waren 6 im Bereich Eigenheim-/Einfamilienhausbau tatig. Die
von ihnen genannte Priorisierung der Einflussfaktoren auf eine Bau- oder Kaufinvestition ist
in der Studie /13/ dargestellt:
« Prioritat 1: Wirtschaftliche Entwicklung der Region
- Prioritdt 2: Demografische Entwicklung der Region
«  Prioritat 3: Vorhandene Infrastruktur
« Prioritat 4: Mietniveau (Indikator fir Standortattraktivitat, Refinanzierungsperspektive)
- Prioritdt 5: Kapitalkosten / Finanzierungsmoglichkeiten (wegen der Eigenkapitalquoten
aber nicht limitierend)
+ Prioritat 6: Forderung (z.B. KfW anstelle 6ffentlicher Wohnbauférderung wird als schwierig
bewertet)

« Prioritat 7: Arbeitskosten (Verkaufspreise, Wettbewerbsdruck)

Instrumente, wie z.B. Férderung flr Abriss / Neubau, Abschreibungserhéhungen, zusatzliche Kili-
maschutzabschreibungen, ermafRigte Mehrwertsteuersatze fir die Bauwirtschaft, Familienunter-
stiitzungen, Wiedereinfiihrung der Eigenheimzulage, Solarférderung und die Anderung des Steu-
errechts wirden nach Angabe der Bautrager zur Belebung des Marktes fliihren. Bau- und Umbau-
maflnahmen im Sinne der demografischen Erfordernisse spielten keine Rolle. Die jetzigen Rah-
menbedingungen (z.B. die Streichung der Eigenheimzulage, die fortlaufenden Neuregelungen der
EnEV und das sog. ,Mieter-/Vermieter-Dilemma*“ werden als Grund in der Untersuchung /13/ fir

die zukunftig verstarkte Wohnungsknappheit beschrieben.

Nachfolgend sind wesentliche Daten / Fakten zu Wohnungsmarkt und -bedarf tabellarisch zu-

sammengefasst:
13/ 5/ 16/ 18/ 113/
GDA pestel /IMZ dia/empirica pestel/St. BA prognos
Gesamtbedarf durchschnittlich
400.000 / Jahr
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13/ 15/ 16/ 18/ 113/
GDA pestel  BMVBS dia/empirica pestel/St. BA  prognos/pestel
Demografisch Wohnraum fir 2025: 2 Mio. 2011- 2013:
begrindeter 2,5 Mio. Mobili- (notwendig: 250.000 / Jahr
Wohnungsbe- tatseinge- 100.000 /?Jéhr) 2013 - 2025:
darf schrankte Haus- ' 150.000 / Jahr
halte (Investition
39 Mrd. €)
Wohnungsdefizi- 80.000-90.000
te / -Uberhange (Defizite in Zen-
(Regionalitat) tren) gegenuber
0,9 — 1,0 Mio. in
(Uberhange in
Abwanderungs-
gebieten)
4.3 Gegenwairtige Situation und Entwicklung des Bedarfs an barrierefreiem Wohn-
raum

Die Beschreibung der gegenwartigen Situation und die Bedarfsentwicklung allein auf den
barrierefreien Wohnraum zu reduzieren, ist zu kurz gefasst. Die Mehrzahl der Akteure defi-
niert die Anforderungen an das Wohnen im Alter jeweils neu. Die Beschreibungen reichen
dabei von der normgerechten Barrierefreiheit (gem. DIN 18040) liber eine mit einem Aufzug
ausgestattete Senioren-Wohnanlage bis hin zu Angeboten, die neben dem Wohnen auch In-
frastruktur, Soziales und Pflege beinhalten. Der Begriff des Wohnens im Alter bzw. alters-
gerechten Wohnens wird also sehr unterschiedlich gefasst und hat insofern erhebliche Ein-

flisse auf die Bewertung in Gegenwart und Zukunft.

Nach Aussage der Akteure werden die Bedarfe in Anlehnung an die demografische Ent-
wicklung erheblich steigen. Unterschiedlich beurteilt werden die qualitativen Bedarfe in Be-
zug auf die Anforderungen der Bewohner, begriindet z.B. durch gesundheitliche Aspekte.
Eine quantitative Aussage ist vor diesem Hintergrund sehr uneinheitlich, da parallel Kriteri-
en zur Komfort- und Werterhéhung, aber auch Entwicklungen der Einkommen und Wohn-

kosten eine wesentliche Rolle spielen.

Mit der Studie /1/ Gebdude- und Wohnungsbestand in Deutschland wurde der gesamte Woh-
nungs- und Gebaudebestand in Deutschland in 2011 erfasst. Darin werden Anzahl, Art, Verteilung
und Ausstattung des Wohnraums sowie zu den Bewohnern detailliert dargestellt. Diese Daten bil-
den gemeinsam mit den Daten zur demografischen Entwicklung die Grundlage zur Bewertung der
gegenwartigen Situation, des Potenzials und der Entwicklung des Bedarfs an barrierefreiem
Wohnraum. Die Mehrzahl der 18 Mio. Wohngebaude in Deutschland sind mit etwa 65 % Gebaude
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mit einer Wohnung. Weitere 17 % sind Gebaude mit 2, der Rest mit 3 und mehr Wohnungen. Nur
etwa 6 % des Bestands sind grof’e Mehrfamilienhauser, die sieben und mehr Wohnungen enthal-
ten. Auf diese Grolenklasse entfallt allerdings fast ein Drittel aller Wohnungen, ebenso wie auf
Wohnungen in Einfamilienhausern. Die Verteilung der Gebaudegréenklassen variiert zwischen
den Landern zum Teil erheblich. In den Stadtstaaten finden sich eher grole Mehrfamilienhauser,

in den Flachenlandern sind eher Einfamilienhauser typisch.

Etwa 2/3 der Wohngebéude sind freistehend, 1/3 ist als Doppel- oder Reihenhaus aneinander
gebaut. Die regionale Verteilung der Bautypen ist dabei ebenfalls durch Stadt-Land-Unterschiede
gepragt. So ist in den Stadtstaaten fast jedes zweite Wohnhaus gereiht, in den Flachenldndern
nur jedes funfte. In den Flachenlandern sind freistehende Gebaude stark vorherrschend. Die Ver-

teilung ist der Abb. 10 zu entnehmen.
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%
40
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0

Deutschland Fléchenlander Stadtstaaten

Doppelhaushalfte
M Freistehendes Haus

Anderer Gebaudetyp
W Gereihtes Haus

Abb. 10: Wohngebédude am 9.Mai 2011 [Quelle: /1/ Abb. 3]

Privatpersonen 84,6
Gemeinschaft von 22,4
Wohnungsmgentumernf innen 9,5
Privatwirtschaftliches 55
Wﬂhnungsunternehmen 1,7
" Kommune oder kommunales 58
Wohnungsunternehmen 1,7
54
Wohnungsgenossenschaft 16
. - I )
Sonstige* H Wohngebaude Wohnungen
0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100

%
* Dazu zahlen folgende Auspragungen: Anderes privatwirtschatftliches Unternehmen, Bund oder Land, Org. ohne Erwerbszweck (z.B. Kirche).

Abb. 11: Wohngebéude und darin befindliche Wohnungen am 9.Mai 2011 [Quelle: /1/ Abb. 6]
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Nach Angabe in /1/ ,verfiigen Privatpersonen tber 84,6 % der Wohngebaude und Uber 58,4 % der
Wohnungen. Dies ist damit die am starksten vertretene Eigentumsform. Am zweithaufigsten treten
Wohnungseigentumsgemeinschaften in Erscheinung. Ihr Anteil an den Gebauden liegt bei 9,5 %.
Bei den dazugehodrigen Wohnungen handelt es sich um selbst genutztes Eigentum und um Woh-
nungen, die dem Mietwohnungsmarkt zugeordnet werden kdénnen. Zusammen machen Eigen-
tumswohnungen fast ein Viertel des gesamten Wohnungsbestands aus. Die Verhaltnisse von Ge-
baude- und Wohnungsanteilen in den verschiedenen Eigentimerformen weisen auf unterschiedli-
che Bestandsstrukturen hin.“ (vgl. Abb. 11)

In Abhangigkeit vom Baualter der Gebaude und deren regionaler Lage verandert sich die Eigen-
timerquote. Im Durchschnitt betragt sie in Deutschland 45,8% (vgl. Abb.12). Nach /1/ handelt es
sich ,bei den Altbau- und Nachkriegsbestadnden deutschlandweit Uberwiegend um Mietwohnun-
gen. Bezogen auf den Wohnraum, der zwischen 1970 und 1999 errichtet wurde, halten sich Ei-
gentimer- und Mieterquote in etwa die Waage. Fir die spateren Baujahre wird ein deutliches

Ubergewicht der von Eigentiimerinnen und Eigentiimern bewohnten Wohnungen festgestellt.

Westdeutsche Ostdeutsche
) Deutschland Stadtstaaten
Baujahr Flachenlander Flachenlander
%

vor 1919 421 46,5 46,3 12,7
1919 - 1949 45,5 46,6 50,5 258
1950 - 1959 36,6 38,7 38,8 16,0
1960 - 1969 39,4 44 4 14,8 19,2
1970 - 1979 47,6 53,7 204 220
1980 - 1989 514 59,7 27,7 204
1990 - 1999 47.4 492 449 26,4
2000 - 2005 67,2 67,1 70,0 55,4
2006 und spater 65,0 65,3 66,4 56,9
Insgesamt 45,8 498 39,8 20,7

Abb. 12: Eigentiimerquote am 9.Mai 2011 nach Baujahr [Quelle: /1/ Tab. 2]

Lediglich ein Teil von durchschnittlich 43,9% wird selbst genutzt (vgl. Abb. 13). Der Anteil des
selbstgenutzten Wohneigentums stellt per Definition in /1/ dabei den Anteil der von Eigentimern
bewohnten Wohnungen an allen bewohnten und leer stehenden Wohnungen in Wohngebauden

dar.
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Kennzahlen fir Wohnungen
Anteil des zu
Gehiet Anteil des selbst genuizten Leerstandsquote Wohnzwecken vermieteten
Waohneigentums {Wohnungen) Wohneigentums (auch
mietfrei)
% % %

Baden-Wurttemberg 5.3 41 447
Bayern 451 a7 472
Berlin 15 35 81,5
Brandenburg 423 56 52
Bremen 78 36 586
Hamburg 27 15 748
Hessen 471 37 492
Mecklenburg-Vorpommem 36,2 6.2 ATT
Niedersachsen 524 36 44
Nordrhein-Westfalen 414 36 55
Rheinland-Pfalz 547 43 41
Saarland 594 57 349
Sachsen 30 98 60,2
Sachsen-Anhalt 383 94 523
Schleswig-Holstein 492 27 481
Thilringen 428 6.8 504
Deutschiand 439 44 51,7

Abb. 13: Wohnungskennzahlen im regionalen Vergleich [Quelle: /1/ Abb. 3.2]

Etwa 92 % der Gebaude von Privatpersonen sind Ein- und Zweifamilienhduser. In den Ge-
baudebestanden anderer Eigentumsformen berwiegen Mehrfamilienhduser mit einem Anteil von
etwa 68 %. Die durchschnittliche Wohnflache pro Wohnung in Deutschland betréagt 90,9 m?
und unterliegt ausgepragten regionalen Schwankungen. So ist die durchschnittliche Wohnflache in
den Stadtstaaten deutlich kleiner als die in den Flachenlandern.

7 und mehr Raume 1 zlsg::)m

12,1% 2 Raume
9,0%

6 Raume
11,0%
| 3 Raume
[ 22.0%
|
5 Raume
17,1%

4 Raume
26,0%

Abb. 14: Wohnungen am 9.Mai 2011 nach Raumzahl [Quelle: /1/ Abb. 9]

Die Wohnungen haben durchschnittlich 4,4 Raume incl. aller Wohn-, Schlaf- und Esszimmer so-
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wie abgeschlossene Kiichen (vgl. Abb. 14), sind Uberwiegend zentral beheizt und besitzen mit
Ausnahme von 1,5% der Wohnungen (600.000) einen hohen sanitdren Ausstattungsgrad (WC,
Badewanne oder Dusche). Der Anteil der selbstnutzenden Eigentiimer ist bei den Wohnungen
ohne WC und/oder ohne Badewanne bzw. Dusche wesentlich geringer als bei den Wohnungen

mit vollstandiger sanitarer Ausstattung.

Angegeben in /1/ ist auch der sog. Seniorenstatus der privaten Haushalte zum Stichtag 9. Mai
2011. Abgefragt wurden hierbei

- die Anzahl der Haushalte, in denen ausschlieRlich Senioren wohnen

+ die Anzahl der Haushalte, in denen Senioren und Jingere wohnen und

- die Anzahl der Haushalte, in denen keine Senioren wohnen,

Flachen- und Raumverteilungen und die Wohnungsnutzung durch Eigentimer bzw. Mieter. Die
Auswertung der Abb. 15 zeigt, dass von insgesamt 37.571.219 Haushalten derzeit etwa 31 %

Haushalte mit Senioren sind, davon etwa 22% reine Seniorenhaushalte.

Seniorenstatus eines privaten Haushalts
Insgesamt AusscricBich | Semoron/nhenun |  Haushate onne
Senioren/-innen Jungeren
Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl
Insgesamt
Insgesamt 37571219 8264 238 3346 148 25 960 833
Art der Wohnungsnutzung
Won Eigentimer/-in bewohnt 16 891 049 3930742 2279322 10 680 985
Zu Wohnzwecken vermietet {auch mietfrei) 20570051 4292016 1056 858 15221177
Fldche der Wohnung in m?
Unter 40 1891038 258 693 23968 1608 377
40 - 59 6 565 166 1 689 509 249 414 4 626 243
60 -79 8839737 2242219 604 032 5093 486
80-99 6 485776 1 526 568 612 999 4 346 209
100- 119 4 643 106 1001635 537783 3103 688
120-139 4037 527 744 700 515 126 2777701
140 - 153 2 307 965 393 886 330 768 1583 311
160 - 179 1078085 160 853 159 825 757 407
180 - 199 662 548 97 318 109 869 455 361
200 und mehr 1059 683 148 811 202327 708 545
Zahl der Raume
1 Raum 1142536 159 242 16 257 967 037
2 Raume 3328208 679 747 96 799 2 551 662
3 Raume 8078151 2010949 409717 5657 485
4 Raume 9 600052 2341444 763 162 6 495 446
5 Raume 6 449 495 1380 542 B66 662 4402 291
6 Raume 4214826 854 042 543755 2817029
7 und mehr Raume 4 757 363 838 226 849 759 3069 378

Abb. 15: Wohnungskennzahlen im regionalen Vergleich [Quelle: /1/ Abb. 4.3]

Im Rahmen der BMVBS-Studie /10/ wurden 1.000 Senioren reprasentativ im Hinblick auf ihre

Wohnsituation befragt. Insbesondere die Wohnformen, Ausstattungen, Barrieren und die Veran-
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derungsbereitschaft spielten dabei eine Rolle. ,Wohnen im Alter assoziieren viele Menschen mit
Sonderwohnformen. Die haufigste Wohnform im Alter ist jedoch die ,,normale“ Wohnung. 93 %
der alteren Menschen, die 65 Jahre und alter sind, leben (in 2011) im ,normalen“ Wohnungsbe-
stand, etwa 7 % in Sonderwohnformen, wie in Heimen (4 %), im Betreuten Wohnen (2 %) sowie in
Altenwohnungen (1 %). Neuere alternative Wohnformen wie gemeinschaftliches Wohnen oder
ambulant betreute Pflegewohngruppen werden nach /10/ in 2011 nur von rund 0,1 % der alteren

Menschen als Wohnform genutzt®.

Hinsichtlich der WohnungsgroBen zeigen sich zwischen Mietern und selbstnutzenden Eigentu-
mern deutliche Unterschiede. Rund 5 % der befragten Mieter haben Wohnungen mit weniger als
40 gm, etwa ein Drittel mit 40 bis 60 gm. Im Vergleich sind die Grundflachen bei Eigentiimern er-
heblich gréRer. So haben nur rund 8 % der Senioren in Eigenheimen kleine Wohnungen, aber
Uber 60 % eine Wohnflache von 100 gm und mehr (vgl. Abb. 16). Davon empfindet nach /10/ je-
doch insgesamt jeder 5. Eigentiimer seine Wohnung als zu groRR und fiihlen sich fast 1/3 der Alte-

ren im Wohneigentum mit der Gré3e ihrer Wohnung Uberfordert.

70% ]

60%
60,8%

50%

40%
39,4%

30% 31.4%

B 26,5% B
20% 20,0%

B b 17,3% —

168 48 14.4%
10% | 98% i
51% 1
12% 3,3% 3,2% .
0% L ‘ .
bis 39 qm 40-59 gqm 60-79 gm 80-99 gqm 100 gm u. mehr
. Mieter D selbstnutzende Wohneigentiimer |:| 60+ gesamt

Abb. 16: Wohnungsgrél3en der Senioren 60+ [Quelle: /10/ Abb. 8]

Mit dem Neubau kdnnen die Anforderungen an barrierefreien Wohnraum i.d.R. erfullt werden. Se-
niorenhaushalte befinden sich jedoch aktuell haufig in Wohnungen alterer Baualtersklassen.
Nach Ergebnissen aus dem Alterssurvey /19/ wohnten 2002 knapp 2/3 der Senioren in Hausern,
die vor dem 2. Weltkrieg oder in den 1950er/1960er Jahren errichtet wurden. Sie wohnen nach
/10/ vor allem deshalb in alteren Wohnungen, weil sie meist lange in ihrer Wohnung leben und ins-
besondere im hoheren Alter eine geringere Umzugsbereitschaft haben. Im Vergleich zur Gesamt-

bevélkerung lassen die Haushalte Alterer eine deutlich hohere Verharrungstendenz erkennen.
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Sie wohnen zu je etwa 1/3 zwischen 10 und 29 Jahren sowie zwischen 30 und 49 Jahren in der
angestammten Wohnung, jeder zehnte Senior sogar mehr als 50 Jahre. Diese Tendenz ist auch
von der Eigentimergruppe abhangig. Eine Wohndauer von mehr als 30 Jahren ist bei Eigenti-

mern deutlich haufiger (>50%) als bei Mietern (ca. 1/3).

Die Baualtersklasse und der lange Verbleib in der aktuellen Wohnung kénnen nach /10/ als erstes
Indiz dafur gewertet werden, dass viele der von &lteren Menschen genutzten Wohneinheiten far
das Alter nicht geeignet sind, da z. B. vor 40 Jahren das Thema der altersgerechten Gestaltung
einer Wohnung nicht im Fokus der Bautatigkeit stand. Wenn hier keine umfassenden Anpas-
sungsmalinahmen erfolgt sind oder erfolgen, werden viele dieser Gebaude fiur die Nutzung durch
Altere erheblich eingeschrankt sein. Dies bestéatigen die Ergebnisse der durchgefihrten Reprasen-

tativbefragung.

Um den Bestand und Bedarf an altersgerechten Wohnungen zu quantifizieren, wurden in /10/
Typen gebildet und hierflr zunachst einzelne Merkmale der Wohnungen in Bezug auf Barrieren zu
Merkmalsgruppen zusammengefasst. Unterschieden wurden die Wohnungen danach, inwieweit
sie keine bzw. erhebliche ,Barrieren innerhalb der Wohnung“ haben sowie danach, ob die Woh-
nungen keine, erhebliche oder extreme ,Zugangsbarrieren® aufweisen. Werden beide Merkmals-
gruppen kombiniert, so ergeben sich sechs Typen von Wohnungen, die unterschiedlich stark und

in verschiedenen Bereichen mit Barrieren ,belastet” sind (vgl. Abb. 17).

Bei den Merkmalen handelt es sich ausschliellich um solche, die bei Einschrankungen der Mo-
bilitat der Senioren relevant sind. Die Ubrigen Einschrankungen, wie z.B. optische, akustische,
geistige oder mehrfache, wurden nicht betrachtet. Insofern handelt sich um die quantitative Erfas-
sung leidiglich eines definierten Teils des Wohnens im Alter / des barrierefreien Wohnens, der je-

doch einen grofien Teil der Senioren betrifft.
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Ohne (erhebliche) Barrieren

Mittlere Barrieren

Viele Barrieren

Tab. 3: Zugang zur Wohnung

Freier Zugang zur Wohnung

Der Zugang zur Wohnung ist ohne Barrieren erreich-
bar: zum Haus oder zur Wohnung sind maximal 3
Stufen zu Oberwinden oder ez gibt daflir einen Lif-
ter/Rampe/Aufzug.

Guelle:

Tab. 4: Innerhalb der Wohnung

Keine Barrieren in der Wohnung

* keine Treppen (oder Lifter/Rampe/Aufzug)
* ausreichende Bewegungsflachen im Bad
* ausreichende Tlrbreite im Bad

+ bodengleiche Dusche

Cuslle:

Zugang zur
Wohnung

Barrieren in
der Wohnung

Weohnung barrierefrei

Wohnung erhebliche Barrieren

1 Wehnung und Zugang barmersfrei

2 Barrieren Wohnung/Zugang frei

3 Wohnung frei/Zugang erheblich

4 Barrieren Wohnung/Zugang erheblich
5 Wohnung frei/Zugang extrem

& Barrieren Wohnung/Zugang extrem

Es existioren keinerlsi erhebliche Barrieren in der Wohnung:

v ] :

1. Wohnungen und Zugang weitgehend barrierefrei

2. Barrieren in Wohnung/Zugang barrierefrsi
3. Wohnung barrierefrei/Zugang mit ,erheblichen” Barrieren
4. Barrieren in Wohnung/Zugang mit ,erheblichen® Barrieren

5. Wohnungen barrierefrei/Zugang mit ,extremen” Barrieren (sehr wenige Falle)
6. Barrieren in Wohnung/Zugang mit ,extremen” Barrieren

Erheblich eingeschrankter Zugang zur Wohnung

Beim Zugang zur Haus- oder WohnungstOr mis-
gen mehr als 3 Stufen Oberwunden werden, for
die es keinen Lifter/Rampe/Aufzug gibt. Somit ist
immer mindestens eine erhebliche Barriere bis zur
Wohnungstire zu Oberwinden. Die Bewohner dieser
Haushalte wohnen bis einschlieBlich des 1. Stock-
werkes.

KDA-Reprasentativibefragung von Seniorenhaushalten 2000, Erhebung durch TNS Emnid

Barrieren in der Wohnung
Ez existiert mindestens eine der folgenden Barrieren in der Wohnung:

Typisierung der Wohnungen von Seniorenhaushalten nach dem Art und Umfang von Barrieren

Extrem eingeschrankter Zugang zur Wohnung
Hierzu zdhlen alle Haushalte, die im 2. Stockwerk
und darOber wohnen und Ober keinen Aufzug/Lif-
ter verflgen. (Dies gilt auch, wenn der Zugang zur
HaustOr nicht eingeschrankt ist.)

* Treppen chne Lifter/Rampe/Aufzug
+ unzureichende Bewegungsflache Bad

» unzureichende Tirbreite im Bad
+ keine bodengleiche Dusche (Dusche mit Schwelle oder Badewanne)

KDA-Reprasentativbefragung ven Senicrenhaushalten 2008, Erhebung durch THNS Emnid

Tab. 5: Wohnungstypen nach Art und Umfang von Barrieren

Zugang Zugang

barrieraefrei

erhebliche Barrieren

Zugang
extreme Barrieren

Guelle:

Abb. 17: Merkmalsgruppen und Typisierung [Quelle: /10/ Tab. 3-5]

KDA-Reprasentativbefragung ven Senicrenhaushalten 2000, Erhebung durch THNS Emnid

Die Zuordnung des Wohnraums nach Befragung der Seniorenhaushalte in /10/ ergab die Vertei-
lung in Abb. 18. Lediglich 5,2 % der Senioren gaben an, keine (erheblichen) Barrieren gem. Abb.

17 zu haben. Hierbei wurde die Schwelle an der Duschtasse als Barriere bewertet, entfallt dies,
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sind es 12,2%. Hier besteht weniger Anpassungsbedarf. Dennoch handelt es sich nicht um bar-
rierefreien Wohnraum. ,Der Bedarf einer Anpassung kann je nach Bewegungseinschrankungen
der Bewohner durchaus grofd sein. Auf jeden Fall sind hier AnpassungsmalRnahmen bei Bedarf
besonders lohnend, weil sie mit geringem Aufwand durchgeflihrt werden kénnen. Fir diese Grup-
pe von Wohnungen bzw. Gebauden erscheinen insbesondere Mallnahmen der individuellen Woh-

nungsanpassung einschlieRlich Wohnberatung geeignet.”

Absolute Zahl Anteil
(1) Ohne Barrieren 50 5,2 %
(2) Barrieren nur in der Wohnung 426 443 %
(3) Barrieren nur beim Zugang von auBaen [25] [2,6 %]
(4) Barrieren innen + auBen 3490 36,3 %
(2—4) Mittlers Barrieren, Summe 800 83,2%
(5) Extreme Zugangsbarrieren [3] [0,3 %]
(6) Extrems Zugangsbarrieren + Barrisren innen 109 11,.3%
(5—8) Extreme Barrieren, Summe 112 11,6%
(1-6) Gesamt 962 100 %

Cuslle:  KDA-Reprasentativbefragung won Seniorenhaushalten 2000, Erhebung durch TNS Eminid

Abb. 18: Verteilung der Wohnungstypen [Quelle: /10/ Tab. 6]

,83,2 % der befragten 1.000 Seniorenhaushalte haben entweder in der Wohnung oder im Zugang
oder auch in beiden Bereichen erhebliche Barrieren gem. Abb. 17. Bei diesen Wohnungen besteht
ein erheblicher Anpassungsbedarf und gleichzeitig bestehen glnstige Voraussetzungen fur die
Durchfiihrung von Anpassungsmalnahmen. In besonderem Malie trifft dies auf die beiden ersten
Gruppen zu, bei denen die Haushalte entweder Barrieren nur innerhalb der Wohnungen (2) oder
nur beim Zugang (3) aufweisen. Die Zugangsbarrieren sind zwar erheblich, aber nicht ,extrem®.
Bei einer weiteren Merkmalsgruppe (4) treten diese Barrieren gleichzeitig innerhalb der Wohnung
und beim Zugang auf. Der Bedarf fir Anpassungsmafnahmen ist gréRer und deren Durchfihrung

aufwendiger.”

,11,6 % der befragten Seniorenhaushalte haben extreme Zugangsbarrieren gem. Abb. 17. Diese
Senioren bewohnen Wohnungen ab dem zweiten Obergeschoss und haben keinen Aufzug. Zum
deutlich Uberwiegenden Teil bestehen hier zudem Barrieren innerhalb der Wohnungen (97,4 % al-
ler Wohnungen mit extremen Barrieren). Bei dieser Gruppe von Wohnungen sind die Zugangsbar-
rieren extrem und der Anpassungsbedarf ist besonders hoch. Gleichzeitig sind aber auch die tech-
nischen/finanziellen Herausforderungen fur Anpassungsmaflnahmen gro. Zumindest bei einem

Teil dieser Wohnungen bzw. Gebdude kénnte eine Anpassung der Wohnungen und der gleichzei-
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tige Einbau eines Lifts zu aufwendig sein und sich nicht lohnen. Andererseits kann es gerade bei
diesen Gebauden mit extremen Zugangsmangeln 6konomisch durchaus sinnvoll sein, durch den
Einbau eines Aufzugs und Anpassung der Wohnungen — etwa im Rahmen einer Komplettmoderni-
sierung im Geschossbau — eine groRere Zahl barrierereduzierter Wohnungen zu schaffen.” Die
detaillierte Auswertung nach Eigentimergruppen ergab zusatzliche Erkenntnisse zu Barrieren,
die umfangreich ausgewertet wurden. Die Zuganglichkeit, Schwellen, Treppen, Bewegungsflachen
und die Infrastruktur stellen z.B. solche Barrieren dar und sind in den Abb. 19 — 21 beispielhaft

dargestellt.

Mittlere Barrieren
insgesamt:
90,4 %

1 Wohnung und Zugang 4 Barrieren Wohnung/
barrierefrei: 6,9 % Zugang erheblich: 33,3 %

2 Barrieren Wohnung/ 5 Wohnung frei/
Zugang frei: 54,9 % Zugang extrem: [0,4 %]

3 Wehnung frei/ 6 Barrieren Wohnung/
Zugang erheblich: [2,2 %] Zugang extrem: [2,2 %]

[Fallzahl unter 30 Haushalte]

Quelle:  KDA-Reprasentativbefragung von Seniorenhaushalten
2009, Erhebung durch TNS Emnid

Abb. 19: Barrieren in Ein- und Zweifamilienhdusern [Quelle: /10/ Tab. 43]

60 %

4,4%

50 %

40 %

30 %

20%

10%

0%
selbstnutzende Mieter
Wohneigentiimer
. keine Stufen
. bis zu 3 Stufen vor der Haustir
I:l mehr als 3 Stufen vor der Haustir

Quelle: KDA-Reprasentativbefragung von Seniorenhaushalten
2009, Erhebung durch TNS Emnid

Abb. 20: Zugangsbarrieren zur Haustiire [Quelle: /10/ Tab. 32]
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90% [ ]
82,6 %

o | 77,5% i
A ' 73,6%
70% - =
60% - =
50% s

40% [~ 7

& | 24,9%
19,5%

20% 16,0% .
10% . s
3,0% 1,4% 1,5%

Bus- oder Bahnstationen Arzte und Apotheken Lebensmittelgeschafte

. gut erreichbar . nicht gut erreichbar |:| weil nicht, keine Angabe

Quelle: KDA-Repréasentativbefragung von Seniorenhaushalten 2009, Erhebung durch TNS Emnid

Abb. 21: Erreichbarkeit bestimmter Dienstleistungen [Quelle: /10/ Tab. 54]

.Bei der Hochrechnung der Mikrozensuserhebung von 2006 auf 2009 ergeben sich gegenwartig
11 Mio. private Haushalte, deren Haupteinkommensbezieher 65 Jahre und &lter ist. Zwar verwen-
det das ,Statistische Bundesamt® damit einen anderen Haushaltsbegriff als in der Reprasentativ-
befragung, um jedoch einen Anhaltswert zum derzeitigen Bestand an altersgerechten Wohnein-
heiten zu gewinnen, wurde diese Anzahl der Seniorenhaushalte zugrunde gelegt. Bei 11 Mio. Se-
niorenhaushalten ergibt sich nach /10/ eine Anzahl von rd. 570.000 weitgehend barrierefreien

Wohnungen mit den definierten Anforderungen

+ Nicht mehr als 3 Stufen zum Haus oder Wohnungseingang (oder technische Hilfe zur
Uberwindung der Barrieren)

- Keine Stufen innerhalb der Wohnung (oder technische Hilfen zur Uberwindung der Barrie-
ren)

» Ausreichende Bewegungsflachen und Tirbreiten im Sanitarbereich

- Vorhandensein einer bodengleichen Dusche.*

Als Grundlage der Bedarfseinschatzung wurde in /10/ die Zielgruppen fir zuklnftige Bedarfe
definiert. Wird davon ausgegangen, dass alle Seniorenhaushalte eine entsprechend gestaltete
Wohnung benétigen, besteht ein aktueller Bedarf an ca. 10,4 Mio. barrierefreier/-reduzierter
Wohneinheiten gem. definierter Anforderungen (11 Mio. Seniorenhaushalte abzgl. 570.000 beste-
hende barrierefreie/-reduzierte Wohnungen). Zuklnftig wird von einem gréRReren Bedarf auszuge-
hen sein, weil die Zahl der Alteren in den nachsten Jahren deutlich steigen wird (vgl. Abschnitt
4.1). In der Fachdiskussion werden Zuwéachse von wohnungsnachfragenden Seniorenhaushalten

(60 und alter) bis 2025 von 2,9 Mio. erwartet. ,Vor allem altere Menschen mit Bewegungsein-
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schrankungen bedurfen einer entsprechend gestalteten Wohnung. Entsprechend diesen Entwick-
lungen wird dringender wohnungspolitischer Handlungsbedarf zur Anpassung der Wohnungsbe-
stédnde — vor allem in den von Alteren bewohnten Wohneinheiten — gesehen. ...Eine breit angeleg-
te Anpassung der Bestande dient dabei nicht nur alteren Menschen zum Erhalt ihrer selbststan-
digen Lebensfiihrung, sondern in der Regel auch der Wertsteigerung der Immobilien, da in Zu-
kunft der Bedarf an altersgerechten Wohnungen durch die demografische Entwicklung deutlich
steigen wird. Um den aktuellen Bedarfen gerecht zu werden, gilt es vor allem, flr mobilitatseinge-

schrankte altere Menschen ein entsprechendes Angebot vorzuhalten.

Als Grundlage fur die Bedarfsberechnung hat daher auch die Kommission ,Wohnen im Alter* die
gegenwartigen ca. 2,5 Mio. mobilitdtseingeschrankten Seniorenhaushalte (ca. 23 % von ca. 11
Mio. Seniorenhaushalten) als zentrale Zielgruppe in den Fokus gerickt. Hinzugerechnet wurde die
erwartete Zunahme um ca. 200.000 mobilitatseingeschrankte Seniorenhaushalte bis 2013, um der
(kurzfristigen) zukinftigen Bedarfsentwicklung Rechnung zu tragen. Somit wird von einem Bedarf
fir 2,7 Mio. Haushalte ausgegangen.” Aus der Reprasentativbefragung in /10/ ergab sich, dass
ca. 7 % dieser Haushalte keine erheblichen Barrieren in ihren Wohnungen haben. Bestinde fur
diese etwa 200.000 Wohnungen kein Anpassungsbedarf, ware in den nachsten Jahren fir 2,5
Mio. Wohnungen Anpassungsmafnahmen anzustreben. Bis 2020 wird die Zahl der Mobilitatsein-
geschrankten um etwa 20 % auf ca. 3 Mio. ansteigen, dies erfordert wiederum eine Erhéhung der

Anpassungsmaflnahmen.

Die Pestel-Studie /8/ sieht neben der Einschrdnkungen des Bewegungsapparates insbesondere
Beeintrachtigungen des Sehens und Hoérens. Vor dem Hintergrund der damit verbundenen Fol-
geunfalle wird die praventive Wirkung barrierefreier und barrierearmer Wohnungen hervorge-
hoben. Der Anteil der &lteren Menschen, die mit Einschrankungen des Sehens und/oder der Mobi-
litat betroffen sind, werden nach der Befragung in /8/ Uber 20% liegen. Bei den Bedarfszahlen wird

auf die Angaben in Abschnitt 4.2 verwiesen.

Die Pestel-Studie /5/ beschreibt auf der Basis der Mikrozensusdaten /20/, dass Seniorenhaushal-
te knapp hinter den ,60-bis unter 65-Jahrigen“ die hochste Eigentiimerquote aufweisen. Wah-
rend von allen Haushalten Deutschlands lediglich 44,2 % im eigenen Haus oder der eigenen Woh-

nung leben, sind es bei den Senioren 54,8 %.
Die ,klassische Wohnkarriere eines privaten Haushalts, die dem vorausging, durchlief in der Ver-
gangenheit i.d.R. die Stationen:

« Auszug aus dem Elternhaus / kleine Wohnung oder WG-Zimmer
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+ mehrere Umzlige bis Berufseinstieg / Aufstieg (Wohnflache, Ausstattung, Lage)
«  Optimierung des Wohnens / Lebensform (Familien, Paar, Single) und optimale Wohnform
(Flache, Ausstattung, Lage, Preis)

- erreichte Wohnform blieb i.d.R. bis ins hohe Alter erhalten.

Vor dem Hintergrund sinkender Alterseinkommen und steigender Wohnkosten wird es nach /5/
zuklnftig zu einer steigenden Umzugshaufigkeit insbesondere bei Eigentiimern kommen, obwohl
diese Uberwiegend nicht gewlinscht wird. Problematisch werden in diesem Zusammenhang auch
die Wert- und Strukturentwicklungen im landlichen Raum beurteilt (vgl. auch Abschnitt 4.4). Nach-
folgend sind wesentliche Daten / Fakten zu Situation und Bedarf an barrierefreiem Wohnraum

tabellarisch zusammengefasst:

"l 15/ 18/ 110/ 115/ und /21/
Zensus pestel MZ pestel/St. BA BMVBS/KDA KDA/ZDB
~weitgehend* 5% der 11 Mio. | 1,4 Mio.
barrierefreie Seniorenhaus-
Wohnungen halte (0,5 Mio.)
Bedarf an bar- 2,5 Mio. Anpas- 2,5 Mio. (abz.
rierefreien / -ar- sungen 1,4 Mio.) = 1,1
men Wohnun- Mio. als Versor-
gen gungslucke
Investition 39 Mrd. In den
nachsten Jahren
15.600 € / WE
Eigentimerquo- 45,8 Mio. 54,8 % (Se-
te nioren)
Gebaudeart 92% EZFH
Wohnflache 90,2 gm
Wohnform 93% der Personen >
65 in ,normalen
Wohnungen
Einschrankun- Sehen, Héren, Uberwiegend 22,6% Mobilitat
gen Mobilitat Mobilitat
2020: 3 Mio.
4.4 Bezahlbarkeit von Wohnen und Wohneigentum unter Beriicksichtigung der Ent-

wicklung von Einkommen und Wohnkosten / Kostentreiber

Die gegenlaufige Entwicklung der Einkommen und Wohnkosten sowie langfristig zusatzli-
cher Kosten fur Serviceleistungen (z.B. Haushaltsnahe Dienstleistungen) und Pflege wird
langfristig zu einer Verschlechterung der Lebenssituation der dlteren Bevodlkerung fiihren.
Durch die rucklaufigen Einkommen der Senioren sind die Moglichkeiten, so lange wie moég-

lich im eigenen Haus bzw. der eigenen Wohnung zu verbleiben, zunehmend begrenzt. Dau-
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erhafte Kosten, fir z.B. Energie, Kommunikation, Instandhaltung und Wartung steigen kon-
tinuierlich und lassen Investitionen fiir z.B. barrierefreie MaBnahmen / Anpassungen kaum
noch zu. So miissen mittel- und langfristige (gesamtgesellschaftliche) Lésungen entwickelt
werden, die dem entgegen wirken, MaBnahmen kénnen Beratungsleistungen und Zu-

schussforderungen sein.

Die Studie /5/ zum Wohnen der Altersgruppe 65+ beschreibt die zukinftige Wohnsituation der
Zielgruppe vor dem Hintergrund der Einkommens- und Kostensituation. Zum Vergleich: ,Die
zur Miete wohnenden Haushalte der Altersgruppe 65plus sind bereits heute zunehmend mit Miet-
steigerungen konfrontiert, die nicht mehr bezahlt werden kdnnen. Mietsteigerungen, insbesondere
in GrofR- und Universitatsstadten, lassen sich gegenwartig durchsetzen, weil die privaten Haushal-
te auch nach der Familienbildungsphase in den Stadten verbleiben. Die Griinde fir das daraus er-
wachsende veranderte Wanderungsverhalten der Bevolkerung liegen in
» den stark gestiegenen Energiekosten, die sich auf die Mobilitatskosten und die
Heizkosten ausgewirkt haben
« der von der Wirtschaft eingeforderten raumlichen Mobilitét, die einer festen
Standortbindung tber den Erwerb einer selbstgenutzten Wohnimmobilie die
Attraktivitat nimmt und
- derin vielen Berufen erfolgten Absenkung der Einstiegsgehalter, die wiederum

auch die 6konomischen Mdglichkeiten begrenzen.”

Zudem wurden / werden Mietsteigerungen von der Politik ausgel6st, die neue ordnungsrechtliche
Regelungen (z.B. die Novellierung der Energieeinsparverordnung) festlegt und die energetische
und generationengerechte Modernisierungen z.B. Uber Nachristverpflichtungen und Anfor-
derungen fordert, deren Kosten zumindest teilweise auf die Mieter Ubertragen werden kénnen.
Hier ist ein Ende weder bei den Wanderungsbewegungen noch bei der Entwicklung ordnungs-
rechtlicher Vorgaben oder den Modernisierungen in Sicht. ,Da die Wohnungsangebotsstruktur
Uber den Wohnungsbestand weitgehend fixiert ist, kommt eine Kostensenkung uUber die Absen-
kung der Wohnflache nur fur einen kleinen Teil der Mieterhaushalte infrage. Bei tendenziell sin-
kenden Einkommen und damit steigenden spezifischen Wohnkosten bedarf es somit zunehmend
gemeinschaftlicher Wohnformen, um die Wohnkosten der Mieterhaushalte 65plus in den Stadten
weiterhin in ihrer absoluten Hohe in einem von den Haushalten tragbaren Rahmen zu halten.” Die
beschriebenen Hintergriinde werden nach /5/ auch die Wohnsituation bei einem Teil der selbsst-
nutzenden Eigentiimerhaushalte zuspitzen. Die Erwerb von Eigentum erfolgte in den vergange-
nen Jahrzehnten Gberwiegend in Form des Einfamilienhauses im Umland der Zentren / Stadte. Im

l&ndlichen Raum ist es mit Eigentumsquoten z.T. Gber 80 % die vorherrschende Wohnform.
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»iIm Jahr 2010 verflugten etwa 1,4 Mio. Wohneigentiimerhaushalte, davon ein Grofiteil aus der Al-
tersgruppe 65plus, Uber ein monatliches Nettoeinkommen von unter 1.100 €. Weitere etwa 0,8
Mio. Eigentimerhaushalte erzielten ein Nettoeinkommen zwischen 1.100 € und 1.300 € monatlich.
Der Unterhalt eines Einfamilienhauses, das in der Regel fur einen gro3eren Haushalt konzipiert
war, ist mit derartigen Einkommen dauerhaft kaum mdglich. GréRere InstandhaltungsmafRnahmen
sind ebenso wie Modernisierungen in Richtung Energieeffizienz oder Barrierearmut nur sehr be-
grenzt leistbar. Zudem ist in groRen Teilen des landlichen Raums auch der Verkauf der Immobilie
kaum mehr realisierbar. ,So sind einkommensschwache Eigentimerhaushalte in ihrem unsanier-
ten und barrierebehafteten Wohneigentum ,gefangen®. Eine aus Kostengrinden gebotene Fla-
chenreduzierung erscheint kaum umsetzbar, zumal gerade im landlichen Raum das Angebot an

seniorengerechten kleinen Mietwohnungen nahezu nicht vorhanden ist.

Diese in Ansatzen bereits heute erkennbaren Probleme bei Mieter- und Eigentimerhaushalten der
Altersgruppe 65plus mit geringen Einkommen werden sich bei einer Fortsetzung der aktuellen
Trends weiter verscharfen. Da insgesamt von deutlich steigenden Zahlen einkommensschwacher
Haushalte der Altersgruppe 65plus auszugehen ist, werden zunehmend Haushalte aus 6konomi-
schen Grinden zur Reduzierung der Wohnflache, verbunden mit einem Umzug, gezwungen
sein. Vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung wird sich auch die kinftige Einkom-
mensituation der Altersgruppe 65plus verandern. Trotz der Verlangerung der Lebensarbeitszeit
und der nach /5/ Stabilisierung der Erwerbspersonenzahl wird das bisherige Versorgungsniveau

fur einen grofRen Teil der Ruhestandsbevoélkerung zurlick gehen.

Mio. Personen

50 —

40 — —

O Erwerbsfahige
& Erwerbstétige

COErwerbslose

OVollzeit unter 2.500 € Brutto 4;»
20 — ClausschlieBlich Minijob
HETeilzeit
M@ Selbstandige mit geringem Einkommen
10 — W Arbeitslose mit Arbeitslosengeldbezug [ ]

Werwerbsfahige Leistungsberechtigte Hartz IV

30 —

Emwerbstahige Erwerbspersonen "Grundsicherungs-
gefahrdete”

Quelle: eigene Darstellung auf der Basis von Daten der Bundesagentur fiir Arbeit, des Statistischen
Bundesamtes und des BMAS

Abb. 22: Erwerbsféhige, Erwerbspersonen und tendenziell ,Grundsicherungsgefahrdete” [Quelle:
/5/ Abb. 13]
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Berechnungen der Bundesarbeitsministeriums haben nach /5/ gezeigt, wird die bereits beschlos-
sene Absenkung des Niveaus der umlagefinanzierten Rente, die fir die weit Uberwiegende Mehr-
heit der Bevolkerung die Basis oder sogar die alleinige Altersversorgung darstellt, dazu fihren,
dass ein groler Teil derer, die Uber viele Jahre Einzahlungen geleistet haben, nicht Gber die
Grundsicherung hinaus kommen werden. So geht das Ministerium in eigenen Berechnungen da-
von aus, dass Arbeitnehmer, die immer 2500 Euro brutto im Monat verdienten und 35 Jahre lang
Vollzeit gearbeitet haben, im Jahr 2030 nur noch eine Rente in Héhe des Grundsicherungsbe-
trages erhalten. Dies betrifft 36 % aller Vollzeitbeschaftigten (8 Mio. Personen). In Abbildung 22
sind die Erwerbsfahigen (alle Personen von 18 bis unter 65 Jahre), die Erwerbspersonen und die
tendenziell ,Grundsicherungsgefahrdeten“ dargestellt. Insgesamt ist zu beflrchten, dass sich der
Anteil an Senioren, der erganzende Grundsicherungsleistungen zur Absicherung des Lebensun-
terhaltes bendétigt, von gegenwartig rund 3 % innerhalb der kommenden 20 Jahre auf Uber 25 %

ansteigt.

Mit der steigenden Anzahl alterer Menschen wird zudem die Zahl pflegebeddrftiger Personen stei-
gen. ,Durch die wachsende Zahl alterer Menschen bei sinkender Gesamtbevdlkerung wird der An-
teil der Altersgruppe 65plus an den Pflegebedirftigen nach /5/ von heute knapp 80 % auf tber 90
% im Jahr 2050 ansteigen. Der Anteil der Pflegebedurftigen an der Gesamtbevélkerung steigt von
rund 2,9 % im Jahr 2011 Uber 4,4 % (2035) bis auf 5,6 % im Jahr 2050 an. Die absolute Zahl an
Pflegebedurftigen steigt von 2,3 Mio. Personen im Jahr 2011 auf etwa 4 Mio. Personen 2050 an.

~,Gegenwartig wird fast die Halfte der Pflegebedurftigen ausschliellich durch Angehdrige gepflegt.
Es ist jedoch fraglich, ob diese Quote der Pflege durch Angehérige aufrecht erhalten werden
kann. So riicken zunehmend Menschen mit geringer Kinderzahl oder sogar ohne Kinder in das hé-
here Alter ein. Aber auch die von der Wirtschaft eingeforderte raumliche Mobilitat der Mitarbeiter
fuhrt vielfach zu einer raumlichen Trennung der verbleibenden Generationen des Familienverbun-

des, so dass flr die Pflege durch Angehdérige tendenziell eine Abnahme zu erwarten ist.”

+ Kostentechnische Berechnungen von /5/ beschreiben Tendenzen bis zum Jahr 2035:

- die Kosten der Pflegeversicherung steigen von ca. 22 Mrd. € im Jahr 2011 auf ca. 33 Mrd.

- die Hilfe zur Pflege steigt von 3,6 Mrd. € auf uber 18 Mrd. € (wenn die Grundsicherungs-
quote insgesamt 25 % erreicht),

- die privat zu finanzierenden Kosten sinken von 21,5 auf 18,6 Mrd. € (mangels privater Ein-
nahmen der Betroffenen und der sinkenden Verfiigbarkeit zahlungsfahiger Angehdériger)

- die Ansatze fir die private Pflegeversicherung und die Kriegsopferflirsorge wurde mit
knapp 1 Mrd. € konstant belassen (vgl. Abb. 23).
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Soziale Pflege- Sozialhilfe priv. Pflegevers./ priv ate
versicherung KriegsopferiGrsorge Ausgaben

Quelle: eigene Berechnungen

Abb. 22: Abschétzung der Pflegekosten nach den Trdgern der Kosten fiir die Jahre 2011 und
2035 [Quelle: /5/ Abb. 15]

Vor diesem Hintergrund werden nach /5/ neben der ambulanten Pflege zu Hause neue Wohn-,
Betreuungs- und Pflegeformen an Bedeutung gewinnen. ,Wenn es gelingt, den Anteil der statio-
naren Pflege im Heim zu verringern, kédnnten sich Kostenminderungspotenziale erschliel3en las-
sen. Alternativ zur stationaren Pflege im Heim ware vor allem die ambulante Pflege in der Woh-
nung der Pflegebedurftigen zu favorisieren. Ausbaufahig scheint aber auch die ambulante Pflege
in Formen des gemeinschaftlichen Wohnens, bei denen Personen mit unterschiedlichen gesund-
heitlichen Einschrankungen gemeinsam leben und sich soweit méglich gegenseitig unterstitzen.

Fur alle Losungen muss das Angebot barrierefreier und -armer Wohnungen erhdht werden.

Die Pestel-Studie /8/

Die Zusammenhange zwischen Wohnungsnachfrage, -angebot und politischen Eingriffen ist in der
nachfolgenden Grafik (Abb. 23) dargestellt. Sie zeigen die Abhdngigkeiten der quantitativen und
qualitativen Aspekte sowie der 6konomischen Moglichkeiten und die Steuerungsmaoglichkeit der
politischen Eingriffe. Letztere dienen insbesondere der Marktsteuerung zur Versorgung einkom-

mensschwacherer Haushalte.
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okonomische

quantitative Aspekte qualitative Aspekte Mbglichkeiten
Verénderung von Einwoh- Haushaltsbildung und :
nerzahl und Altersstruktur I Wohnvorstellungen Nettoeinkommen I

Marktwirksame Nachfrage
"Wohnen"

Wohngeld, etc.

Eingriffe der Politik
bei vermeintlich
"unerwiinschtem" Ergebnis

Marktwirtschaftlicher
Prozess

= _?
Erhéhung oder Verminderung I Sozialer
des Angebotes Wohnungsbau,
".ﬁ? Abschreibungsmdég-
) lichkeiten,
dkonomische Renditevorstellungen v_'.on Invefsto- Grundsteuer,
Aspekte ML s e el i L Grunderwerbsteuer etc.
Nebenkosten, Erwartungen zur
Marktentwicklung

Abb. 23: Wohnungsnachfrage, Wohnungsangebot und politische Eingriffe [Quelle: /8/ Abb. 1]

Im Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung /4/ wird die Struktur des Einkommens
privater Haushalte im Vergleich dargestellt. Die GroRenordnung und das Verhaltnis der durch-

schnittlichen Einkommensarten zueinander zeigt Abb. 24.

Struktur des Einkommens privater Haushalte 2008

davon
Bruttoeinkommen ] .
Haushalts- ! Binkommen |Einkommen | o e und| Haushats-
Gegenstand der e e omeeei| ars som Einnahmen | aus nicht aus Sozial- nettoein-
Nachweisung e sténdiger standiger aus offentlichen |o6ffentlichen abgaben e
= : Vermogen Transfer- Transfer-
LR e zahlungen | zahlungen

Durchschnitt je Haushalt und Monat in Euro

Haushalte insgesamt | 3707 2 056 239 385 183 842 793 2914
Nach dem Alter des Haupteinkommensbeziehers

unter 25 2020 1415 (23) 53 226 301 414 1607
25 —39 3934 2 904 233 246 161 389 1020 2913
40 — 49 4 639 3234 389 410 163 442 1178 3462
50 — 64 4 093 2 561 353 469 152 557 943 3149
65 undnehr 2705 102 58 456 235 1853 233 2473
Nach der sozialen Stellung des Haupteinkommensbeziehers

Selbststandige 5359 676 3315 718 206 442 1178 4181
Beamte 5255 3980 71 529 237 437 890 4 366
Angestellte 4 876 3983 54 368 163 306 1392 3484
Arbeiter 4 066 3 206 20 355 122 362 1007 3058
Arbeitslose 1214 130 (10) 76 85 911 20 1194
Rentner 2303 72 21 395 224 1590 187 2117
Pensionare 4738 180 45 708 289 3515 415 4322
Nach dem Haushaltstyp

Alleinlebende 2193 1104 116 190 135 645 467 1726
Alleinerziehende 2327 1171 104 137 300 614 384 1943
Paare ohne Kind 4 230 1984 243 509 232 1261 843 3387
Paare mit Kinder 5441 3 602 488 540 170 640 1250 4 191

Zu den offentlichen Transferzahlungen zahlen u. a. Rentenzahlungen aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung, Pensionsleistungen und Beihilfe im o6ffentlichen Dienst zu krankheitsbezogenen Aufwendungen.
Zu den nicht 6ffentlichen Transferzahlungen zahlen u. a. Erstattungen und Leistungen privater Versiche-
rungen (z. B. private Unfall- und Krankenversicherung).

Quelle: EVS; Statistisches Bundesamt.

Abb. 24: Struktur des Einkommens privater Haushalte 2008 [Quelle: /4/ Tab. C 1.1.1]
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Die Entwicklungen bei der Einkommensverteilung kénnen durch Einschatzungen aus der subjekti-
ven Sicht der Bevdlkerung erganzt werden. Datenbasis ist der European Social Survey (ESS) /22/.
Der Anteil der Menschen in Deutschland, die nach eigenem Empfinden nur schwer mit ihrem Ein-
kommen zurechtkommen, hat dem ESS zufolge von 2002 bis 2006 deutlich zugenommen. Da-
nach hat er wieder abgenommen und ist 2010 mit 15 % nur noch geringflgig Uber dem Ausgangs-
niveau (vgl. Abb. 25). Im internationalen Vergleich ist der Anteil in Deutschland als niedrig zu be-

zeichnen (Durchschnitt aller Teilnahmestaaten: rund 30 %).

Selbstbewertung der Einkommenssituation, Deutschland

bequem leben 30,4 29,1 24.8 30,5 34.0
zurecht kommen 56,1 53,2 57,0 55,1 50,8
gut auskommen 86,4 82,3 81,8 85,7 84,7
nur schwer zurecht kommen 10,9 13,8 13,7 10,7 11,9
nur sehr schwer zurecht kommen 2.7 3,9 45 3.6 3,3
schwer auskommen 13,6 17,7 18,2 14,3 15,3

Angaben in Prozent.

Quelle: Institut fur Sozialforschung und Gesellschaftspolitik auf Basis des European Social Survey.

Abb. 25: Selbstbewertung der Einkommenssituation, Deutschland [Quelle: /4/ Tab. C I.1.4]

Im Rahmen der Studie /11/ Grafikreport Wohnwiinsche im Alter der TNS Emnid wurden durch

eine telefonische Befragung von 500 Mietern und 600 Eigentimern monatliche Kosten ermittelt:

+ Nach Angaben der befragten Personen ab 50 Jahren betragen die Kosten fir die Woh-
nung bzw. das Haus monatlich im Schnitt 584 €. Ein Flnftel der Befragten (22%) konnte
oder wollte hierzu keine Angaben machen.

« Bei den durchschnittichen Wohnkosten wird ein deutliches Ost-West- sowie Nord-Sud-
Preisgefalle ersichtlich (z.B. Ost: 505 €; Nord: 549 €; Sud: 637 €). Ebenso steigen die Kos-
ten mit zunehmender OrtsgréRe (unter 20.000 Einwohner: 523 €; ab 500.000 Einwohner:
629 €).

- Da fur die Einschatzung der Wohnkosten alle Posten, wie Miete, Hypotheken und Neben-
kosten einbezogen werden sollten, ist der Unterschied zwischen Mietern und Eigentimern
minimal (580 € bzw. 587 €).

- Erwartungsgemal missen Personen aus grofleren Haushalten (3 und mehr Personen:
724 €) mehr flir die (zwangslaufig gréltere) Wohnung bezahlen als z.B. jene aus Single-
Haushalten (503 €).
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- Ebenso geben Personen mit hdherem Einkommen (ab 2.500 €: 720 € Wohnkosten) im
Durchschnitt mehr fur die Wohnung aus als jene mit geringem Einkommen (unter 1.500 €:
481 € Wohnkosten).

Durchschnittskosten im Vergleich

|
Total [, 584
|

Vieter I 550
Eigentomer | s67
WohnortgroBe (in tausend Einwohnern :
unter 20 523
20 bis unter 500 570
ab 500 629

Wohnart

HaushaltsgroBe
1 Person 503

2 Personen 590
ab 3 Personen ' 724
Haushaltseinkommen i
unter 1.500 € 481
1.500 £ bis unter 2.500 € 577
ab 2.500 € 720 ituo

Frage: Was kostet Sie - ungefahr - Ihre Wohnung/Haus im Monat, also Miete bzw. Hypotheken sowie alle Nebenkosten einmal zusammengerechnet?
Basis: 1.100 Befragte ab 50 Jahren

Abb. 26: Monatliche Kosten der eigenen Wohnung, Deutschland [Quelle: /11/ Frage S. 19]

Fur Serviceleistungen oder altersgerechte bauliche Veranderungen kénnen nach /11/ im Schnitt
lediglich 280 € pro Monat aufgebracht werden, davon die Mieter etwa halb so viel wie die Eigentui-
mer (vgl. Abb. 27)

Im Schnitt kénnten 280 € aufgebracht werden
Durchschnittlich verfigbare Mittel im Vergleich (in Euro)
Total _ 280 24% 319%
Wohnart :
Mieter [N 161 : 35% 25%
Eigentimer _ 384 16% 35%
HaushaltsgroBe :
1 Person 214 I. 31% 28%
2 Personen I 326 20% 33%
ab 3 Personen 21;17 26% 26%
Haushaltseinkommen i
unter 1.500 € 102 ‘I 46 23%
1.500 € bis unter 2.500 € 294 17% 26%
ab 2.500 € 520 6% 25%

Abb. 26: Verfiigbare Mittel fiir Serviceleistungen [Quelle: /11/ Frage S. 21]

.Einer der besten Pradiktoren fur die Héhe der verfligbaren Zusatzmittel ist erwartungsgemafR das

41



BAUFORSCHUNG

Haushaltseinkommen. Liegt es unter 1.500 €, kénnten durchschnittlich nur 102 € flr Serviceleis-
tungen und BaumafRnahmen ausgegeben werden — fast die Halfte dieser Befragten jedoch (46%)
hatte dafir keine finanziellen Mittel Gbrig. Liegt das Haushaltseinkommen jedoch bei 2.500 € und

mehr, stehen im Schnitt ganze 520 € im Monat fiir solchen Ausgaben bereit.”

In der Studie /7/ zum Wohnungsangebot fiir arme Familien in GroRstadten wird der ,Wohn-
raum als teuerstes Konsumgut® beschrieben. ,Die Ausgaben fir das Wohnen werden laut Sta-
tistischem Bundesamt im Jahr 2011 mit 28,3 % aller Ausgaben der privaten Haushalte veran-
schlagt (vgl. Abb. 27). Wohnen ist somit das teuerste Konsumgut, es liegt vor den Ausgaben fir
Verkehr (14,2 %) oder Nahrungsmittel (13,9 %), gefolgt von Freizeit, Unterhaltung und Kultur mit
10,8 %.

Haushaltstyp Anteil der Wohnkosten in Prozent

2008 2009 2010 2011

Bevolkerung

Insgesamt 31,8 30,9 27,5 28,3
Haushalte von Alleinerziehenden 38,5 39,5 371 38,7
Haushalte von zwei Erwachsenen mit zwei Kindern 30,6 29,6 24,5 24,4

Armutsgefahrdete Bevdlkerung

Insgesamt 53,3 51,0 47,2 50,0
Haushalte von Alleinerziehenden 50,4 52,7 48,9 52,3
Haushalte von zwei Erwachsenen mit zwei Kindern 47,8 44,6 40,9 42,9

* EinschlieBlich Wasser- und Abwasser-, Energie- und Heizkosten, Ausgaben fir die Instandhaltung der Wohnung bzw. des Hauses,
Hypothekenzinsen (bei Eigentimern), Versicherungsbeitragen (bei Eigentiimern; bei Mietern, falls diese die Kosten tragen) sowie
sonstiger Wohnkosten

Quelle: Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA (ist die Bezeichnung der deutschen Befragung im Rahmen der europaweit durchgefiihrten
Gemeinschaftsstatistik Uber Einkommen und Lebensbedingungen (EU-SILC). Themen der Befragung sind neben den verschiedenen
Bestandteilen des Einkommens weitere wichtige Lebensbereiche wie etwa die Wohnsituation oder die Gesundheit. EU-SILC ist die
Standarddatenquelle fir die Messung von Armut und Lebensbedingungen in den Mitgliedstaaten der Europ&ischen Union),
https:/Avww . destatis de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/EinkommenKonsumLebensbedingungen/Wohnen/Tabellen/
AnteilWohnkostenHHeinkommen_SILC.htm

| BertelsmannStiftung

Abb. 27: Anteil der Wohnkosten am verfiigbaren Haushaltseinkommen [Quelle: /7/ Tab. 2]

Tendenziell gilt nach /7/: ,Je niedriger die Einkommen sind, desto héher fallt die relative Wohnkos-
tenbelastung aus und desto kleiner oder schlechter ausgestattet sind die Wohnungen. So ist zum
Beispiel in Hessen die Wohnkostenbelastung von Geringverdienern (weniger als 1.000 Euro/Mo-
nat) rund doppelt so hoch wie beim hessischen Durchschnittsverdiener und mehr als dreimal so

hoch wie bei den sogenannten Hochverdienern (4.000 bis 5.000 Euro/Monat).”
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»LAuch bundesweit wird das Bild der verstarkten Belastung der armen Bevdlkerung durch Angaben
des Statistischen Bundesamtes bestatigt: 28,3 % ihres Einkommens haben alle Haushalte im Jahr
2011 fur Wohnkosten ausgegeben. Die armutsgefahrdete Bevolkerung hingegen gab die Halfte

ihres monatlichen Einkommens fiir Wohnkosten aus.”

In der Studie /9/ zur Zukunft der Dorfer wird explizit die anteilige Erhdhung der Infrastruktur-
kosten beschrieben, die durch den Einwohnerrickgang in landlichen Regionen entsteht. Dies be-
trifft insbesondere Einrichtungen und Anlagen, Versorgungs- und Entsorgungsnetze z.B. zur Trin-
wasserversorgung oder Abwasserbehandlung, die Abfallentsorgung, den OPNV. Sinkt die Zahl
der Nutzer, so miussen nicht nur die normalen Fixkosten von immer weniger Menschen getragen
werden. Durch Unterauslastung entsteht auch zusatzlicher Aufwand, um Infrastruktureinrichtun-
gen funktionsfahig zu halten. Halbiert sich die Zahl der Einwohner, so machen die unterauslas-
tungsbedingten Mehrkosten bei der Abwasserentsorgung etwa 35 % der gesamten Betriebskosten
aus (vgl. Bsp. In Abb. 28).

In Iandlichen Bereichen ist der Anteil der selbstnutzenden Wohneigentimer besonders hoch.

@ Einwohnerriickgang

. unterauslastungsbedingter Betriebskostenanteil
Trinkwasserversorgung
unterauslastungsbedingter Betriebskostenanteil
Abwasserentsorgung

Prozent 35
30
30

20
20

10

4
2
O T Il
— 10 I
20

- 20
- 30
- 40
- 50
Anteil der unterauslastungsbedingten Mehrkosten
an den Betriebskosten bei Einwohnerriickgang am
Beispiel der Region Havelland-Flaming in Prozent
(Datengrundlage: Siedentop et al. (2006):
Siedlungsentwicklung und Infrastrukturfolge-
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Abb. 28: Anteil der unterauslastungsbedingten Mehrkosten an den Betriebskosten [Quelle: /9/ S.
57]
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Als explizite Kostentreiber (beim selbstgenutzten Wohneigentum) wurden in den analysier-
ten Studien insofern die liblichen Wohnkosten (Tilgung und Zinsen, bei den Betriebskosten
vor allem die Energiekosten und im landlichen Raum Kosten fiir die technische Infrastruk-
tur) beschrieben sowie zusatzliche Kosten fiir Serviceleistungen (vor allem Pflegekosten)
benannt. Dariiber hinaus wurden keine relevanten zusatzlichen Kosten genannt. Vielmehr
wurde insbesondere die Problematik der gegensatzlichen Entwicklung der Einnahmen-

und Ausgabenseite thematisiert.

Die Studie /3/ zu den Wohntrends beschreibt (fir die Zielgruppe der Mieter) diese Problematik,
die durchaus auf die selbstnutzenden Wohneigentiumer zu uUbertragen ist: ,Die Einkommenssituati-
on der kommenden Rentnergeneration wird durch hohere Armutsrisiken gekennzeichnet sein.
Strukturveranderungen in der Erwerbstatigkeit, so z. B. gebrochene Berufsbiographien, Teilzeit-
jobs und ein hoher Anteil Langzeitarbeitsloser, insbesondere in Ostdeutschland, werden zukiinftig
fur viele Seniorenhaushalte zu einer schwierigen Einkommenssituation fihren. Hinzu kommen
mehr Migranten im Rentenalter, die tendenziell deutlich groflere Armutsrisiken aufweisen werden
als der Durchschnitt. Fur die Versorgung der Senioren mit sehr geringem Einkommen, deren An-
teil in vielen Regionen ein Funftel und mehr der Alteren erreichen wird, ist es verstarkt erforderlich,

lokal angepasste Versorgungskonzepte fiir diese Gruppe zu entwickeln.*

Die Wohnungswirtschaft sieht hier ein notwendiges Zusammenspiel aller entsprechenden Akteure,
fur Wohnungsanbieter insbesondere langfristige, marktorientierte Strategien zur Versorgung ein-
kommensschwacher Senioren und den Neubau preiswerter kleiner Wohnungen. Da bei Mietern
und Eigentimern Uberwiegend der Wunsch vorhanden ist, in der angestammten Wohnung alt zu

werden, sind in beiden Bereichen Konzepte erforderlich, die dies bezahlbar méglich machen.

Daneben wird sich nach /3/ eine wachsende Gruppe von Senioren entwickeln, die ihren Wohn-
standort bzw. ihre Wohnform noch einmal verandern mochte, insbesondere, um mehr soziale
Einbindung und Versorgungssicherheit zu erreichen. Etwa 1/3 der alteren Haushalte kann sich
nach /3/ vorstellen, bei einem Umzug auch noch einmal eine Wohnung bzw. ein Haus zu bezie-
hen, bei dem sich die Wohnsituation deutlich von der bisherigen unterscheidet. ,Neue Wohnfor-
men, wie z. B. Mehrgenerationenwohnen ("Co-Housing") oder Senioren-Wohngemeinschaften,
werden dabei aber auf absehbare Zeit nicht zum Trend werden, sondern weiter eher ein Nischen-
dasein fuhren. Durch das Pflege-Neuordnungs-Gesetz (PNG) und die darin verankerte Foérderung
soll allerdings die Zahl der Pflege-Wohngemeinschaften als Alternative zur stationdren Versor-
gung in den kommenden Jahren um bis zu 3.000 Wohngemeinschaften deutlich erhoht werden.

Es deutet sich an, dass gemeinschaftliche Wohnformen im Alter eine steigende Tendenz aufwei-
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sen werden, die zunachst aber nicht so sehr aus den Praferenzstrukturen der alteren Haushalte
resultieren, als vielmehr aus der Notwendigkeit, den Umfang der Heimpflege moglichst wenig an-
wachsen zu lassen. Ob sich diese Entwicklung auf den Bereich der selbstnutzenden Wohneigen-

timer Ubertragen lasst, wurde in den analysierten Studien nicht thematisiert.

4.5 Selbstgenutztes Wohneigentum als private Altersvorsorge

Die Betrachtung des (selbstgenutzten) Wohneigentums als private Altersvorsorge wurde in
den Studien /6/ und /13/ detaillierter betrachtet. Darin wurden die wesentlichen Motive zum
Erwerb im Sinne von Sicherheit, Unabhangigkeit und Gestaltungsfreiheit beschrieben und
der Prozess der Eigentumsbildung, parallelen Geldvermdégensbildung und Vorsorge fiir zu-
kiinftige Investitionen dargestellt. Inwieweit im Alter tatsachlich eine (selbstgenutzte) Im-
mobilie zur Vorsorge geeignet ist, hangt von diversen Kriterien ab, wie z.B. Lebensplanung
im Sinne von Verbleib oder Verkauf, Alters- und Gesundheitsentwicklung sowie Werthaltig-
keit, -steigerung und -verfall durch demografische oder regionale Entwicklungen, und wird
im Rahmen der Studien nicht eindeutig beantwortet. Beim Erwerb spielen diese Kriterien
nach Angabe eine untergeordnete Rolle. Inwieweit sich dies vor dem Hintergrund der Ent-
wicklungen von Demografie und Immobilienmarkt zukiinftig verandern wird, wurde nicht

thematisiert,

In der Studie /6/, die sich explizit mit den Wohnimmobilien als Altersvorsorge beschaftigt, wird
ein moglicher Wandel beschrieben, weg von der Vermutung: ,Wir sind ein Volk der Mieter, und
Mieter haben weitaus weniger Vermdgen angespart als Wohneigentimer. hin zur erhéhten Nach-
frage ,nach (deutschen) Wohnimmobilien als Kapitalanlage, aber auch zur Selbstnutzung.“ ,Wer
bereits Immobilien besitzt, sieht das genauso, weswegen das Angebot aus dem Bestand gering
ist. Im Ergebnis steigen die Preise flr Eigentumswohnungen und Eigenheime nach Jahren der

Stagnation deutlich an.”

,Die Nachfrage nach Immobilien zur Kapitalanlage wird Uberlagert durch Engpasse am Woh-
nungsmarkt. Trotz steigender Wohnungsnachfrage infolge einer wachsenden Zahl privater Haus-
halte wurden in den letzten zehn Jahren bei weitem zu wenige Wohnungen neu gebaut. Auch die-
se Mixtur fUhrt zu steigenden Preisen: bei Kapitalanlage-Wohnungen, aber auch bei Mieten und

Einfamilienhausern.”

Der Wohnungsmarkt wird in /6/ allerdings als regional immer differenzierter beschrieben — sowohl

im Hinblick auf Preise und quantitative Nachfrage (Binnenwanderung, Bevdlkerungsschrumpfung),
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als auch im Hinblick auf die qualitative Nachfrage (Wohnungsgrofie, Ausstattung, Bauart). Zur Be-
urteilung der Immobilie als Altersvorsorge (Mieten oder Kaufen? Vermieten oder selbst nutzen?)
sind daher regionale Indikatoren fur verschiedene Marktsegmente erforderlich. Die Entwicklun-

gen auf der Nachfrageseite nach /6/ wurden in Abschnitt 4.2 bereits detailliert beschrieben.

Grundlage der Entscheidungen: Altersvorsorge ist eine langfristige Vermoégensanlage, die im Lau-
fe des Erwerbslebens aufgebaut und im Ruhestand verbraucht wird. Daneben ist zu beachten,
dass beim Vermdgensaufbau gewisse Wertschwankungen hinnehmbar oder hinsichtlich héherer
Ertragschancen sogar gewunscht sind, die Ertrage in der ,Verbrauchsphase® jedoch madglichst
stabil sein mussen. Dies ergibt sich aus der Unsicherheit Uber die Lebenserwartung und damit
Uber die Dauer des Ruhestandes. Deswegen muss das sogenannte ,Langlebigkeitsrisikos* abge-

sichert werden.

In /6/ wird dargestellt , dass ,zuweilen bezweifelt wird, dass sie (Wohnimmobilien) eine effiziente
Altersvorsorge sind, weil nur die Ertrdge (Mieten) konsumiert werden, aber die Substanz (Woh-
nung) erhalten bleibt. Kritiker halten daher nur Versicherungen fir effiziente Altersvorsorge, weil
hier das Langlebigkeitsrisiko iber viele Personen gestreut und damit minimiert werden kann (man-
che leben langer, andere sterben friiher). Das ist aber nicht richtig. Schaut man sich das Verhal-
ten der Vermieter oder Selbstnutzer an, dann werden zumindest auch Teile der Substanz ,auf-
gegessen®. Dann werden Immobilien zum Eintritt in den Ruhestand meist noch einmal saniert und
altengerecht hergerichtet, anschliefend aber die Ausgaben fir Instandhaltung und Sanierung
weitgehend zuriickgefahren. Nicht ohne Grund ist die Masse der geerbten oder gebraucht gekauf-

ten Immobilien sanierungsbedurftig.

Die Beantwortung der Frage nach der Besserstellung des Mieters oder Eigentimers ist nach /6/
eine Frage der ,langfristigen Lebensplanung und Familiengriindung und damit um Fragen des
Verhaltens von Haushalten Uber Jahrzehnte hinweg. Es geht dabei auch um die Frage, wie man
im Alter leben will und wie man sich selbst im Vergleich zu anderen darstellen will.“ Davon hangt
zum grof3en Teil auch die Eigenkapitalquote ab, die bei (spateren) Eigentimern i.d.R. von Mietern

abweicht (Sparverhalten, Zuwendungen, Erbschaften).

Die Motive der Eigentumsbildung, parallele Geldvermogensbildung und Vorsorge fir zukinftige In-
vestitionen fuhrt im Verlauf zu einer deutlich héheren Sparquote bei den Eigentimern. ,Als Ergeb-
nis stellt sich im Lebenszyklus etwa zum Zeitpunkt der Pensionierung heraus, dass Wohneigen-
tumer, selbst bei identischen Einkommen, ein weit grélleres Gesamtvermdgen besitzen als ver-
gleichbare Mieterhaushalte (vgl. Abbildung 29).
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Auswahl: 50- bis 59-jahrige Haushalte mit Einkommen 1.700-2.300 Euro/Monat
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Quelle: LBS-Studie von empirica: ,Vermégensbildung in Deutschland”, Berlin 2010 | empirica

Abb. 29: Vermbgen am Vorabend des Ruhestandes im Jahr 2008 [Quelle: /6/ Abb. 3]

Selbst ohne die Immobilie und trotz etwaiger ausstehender Baukredite haben die Selbstnutzer —
bei identischen Haushaltseinkommen — haufig ein héheres Vermdgen aufgebaut. Insbesondere
nehmen Selbstnutzer auch weniger Konsumentenkredite in Anspruch als gleichaltrige Mieterhaus-
halte. Offensichtlich zwingen die Restschulden bei Hypotheken und Baudarlehen auch zu strenge-
rer Haushaltsdisziplin. Insofern ist ,der Erwerb von selbstgenutztem Wohneigentum, wenn es
auch in manchen Renditevergleichen nicht gut wegkommt, wahrscheinlich hdchst rational, zu-
mindest fir ,eingeschrankt Rationale“. Die schiere Masse der gréReren Sparanstrengung verbes-
sert die Altersvorsorge — auch wenn die rein finanzmathematische Rendite im Einzelfall nur klein

sein mag.”

Langfristig gesehen ist die Bewertung dieser Altersvorsorge abhangig von den in Abschnitt 4.2.
beschriebenen Entwicklungen z.B. zum Standort / der Region, den regionalen Wanderungsbewe-
gungen und der generellen Nachfrage am Markt, die (auch) von den demografischen Entwicklun-
gen abhangen. Sie steuern die Werthaltigkeit des Objekts. Aber ,auch ohne die demographi-
schen Veranderungen weist der Markt fir Wohnimmobilien ausgepragte Zyklen und damit erheb-
liche Chancen und Risiken auf. Wer in Immobilien investiert, muss diese Parameter kennen und
im Auge behalten, denn nur wer die wahren Ursachen der Schwankungen kennt, kann die Chan-
cen und Risiken auch richtig beurteilen. Verursacher von Immobilienzyklen sind neben demo-
graphischen Nachfrageschocks auch das BIP-Wachstum sowie Probleme bei der nachhaltigen
Bewertung von Immobilienprojekten. Verstarkt werden diese Zyklen durch fiskalische und sozial-

politische Eingriffe. Schlielich beeinflusst auch die (Regulierung der) Finanzmarkte den Zyklus.*
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Die prognos-Studie /13/ zum Wohnungsmangel in Deutschland beschreibt die Motive flr den Er-
werb von (selbst genutztem) Wohneigentum: An erster Stelle steht der Wunsch, in den eigenen 4
Wanden zu leben (79%), an zweiter Stelle die Bedeutung fir die Absicherung im Alter (78%).
Daneben die Gestaltungsfreiheit und Unabhangigkeit, die die Prioritdt der Sicherheit erganzen.
Nicht ganz so entscheidend sind bei den Befragten die finanziellen Motive, die insbesondere fir
Investoren relevant waren: der langfristige finanzielle Vorteil eines Eigenheims (66%) und die Si-
cherheit der Geldanlage (48%). Diese Vorstellungen unterscheiden sich nach /13/ nicht wesentlich
von der Ubrigen Bevdlkerung, die im wesentlichen die gleichen Prioritaten setzt. 69% geben an, in
den eigenen 4 Wanden leben zu wollen, jeweils etwa 2/3 sehen darin den Wert von Wohneigen-

tum im Sinne von Unabhangigkeit und Absicherung im Alter.

4.6 Selbstgenutztes Wohneigentum im landlichen Raum

Die demografische Entwicklung mit Bevodlkerungsriickgang, Alterung der Bewohner und
anhaltendem Strukturwandel im landlichen Raum stellen die Bewohner und die betroffenen
Kommunen gleichermaBen vor enorme Herausforderungen. Insbesondere mit den Problem-
feldern des Riickgangs der kommunalen Einnahmen, der steigenden Kosten fiir die techni-
sche Infrastruktur, der Reduzierung der sozialen Infrastruktur und Nahversorgung, der Ent-
wertung der Immobilien, der eingeschrankten Mobilitdt und unzureichenden medizinischen
Versorgung und dem Schwinden des sozialen Zusammenhalts und des freiwilligen Engage-
ments miissen sich immer mehr landliche Gemeinden in Deutschland auseinandersetzen.
Jedoch bestimmen diese Faktoren allein nicht die Zukunftsfahigkeit von Gemeinden. Fakto-
ren, wie z.B. die Aktivitit der Biirgerschaft, (Anderungen der) Besitzverhiltnisse, Planun-
gen und Investitionsentscheidungen (der Vergangenheit) oder die Weitsicht und Durchset-
zungsfahigkeit eines Bilirgermeisters, spielen eine wesentliche Rolle und kénnen Entwick-

lungen nachhaltig positiv beeinflussen.

Die Studie /9/ zur Zukunft der Dorfer beschaftigt sich eingehend mit dieser Thematik. Die Ent-
wicklung des landlichen Raums ist demnach insbesondere gepragt von den nachfolgenden Ent-

wicklungen:

Allgemeine Bevolkerungsverluste

Das Statistische Bundesamt erwartet vor dem Hintergrund des demografischen Wandels, dass in
Deutschland im Jahr 2050 mindestens 12 Millionen Menschen weniger leben als heute. Gleichzei-
tig schafft der wirtschaftliche Strukturwandel neue Arbeitsplatze; diese aber entstehen vor allem in

den Metropolregionen und im landlichen Umland der GroRstadte. In Iandlich-peripheren Gebieten
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geht dagegen Beschaftigung verloren. Besonders junge Menschen wandern in die Zentren ab.

,Demografische Austrocknung“ entlegener landlicher Gebiete

Bevdlkerungsentwicklung und Abwanderung bedingen, dass der entlegene landliche Raum Uber-
proportional von Alterung und Abwanderung betroffen ist. Und anders als friher wird die Land-
flucht nicht mehr durch hohe Kinderzahlen ausgeglichen. 2/3 aller landlichen Gemeinden haben
zwischen 2003 und 2008 mehr als 1% ihrer Bevolkerung eingeblf’t. Besonders dramatisch ist die
Entwicklung in Ostdeutschland, wo 64 % der landlichen Gemeinden sogar mehr als 5% ihrer Be-
volkerung verloren haben. Der Bevolkerungsschwund wird sich in den kommenden Jahren durch
die demografische Entwicklung deutlich beschleunigen. Dadurch sind mittelfristig zahlreiche Dor-

fer in ihrer Existenz gefahrdet.

Sinkende Einnahmen — steigende Kosten

Durch die demografische Entwicklung sinken flir immer mehr Orte im landlichen Raum die Einnah-
men aus Steuern, Abgaben und Ausgleichzahlungen. Weil die Kommunen die Kosten fir viele
infrastrukturelle Dienstleistungen wie Wasser, Abwasser oder Millentsorgung auf die Einwoh-

ner umlegen, wird fir diese das Leben teurer.

Unzureichende Mobilitiat, Versorgung und soziale Infrastruktur

,Die verbleibende Bevdlkerung in den Dérfern des landlichen Raumes wird nach /9/ in Zukunft zu-
nehmend aus alteren Menschen bestehen. Wie Mobilitdt und medizinische Versorgung der alter
werdenden Einwohner in diinn besiedelten Regionen kiinftig gewahrleistet werden sollen, ist weit-
gehend unklar. Der 6ffentliche Personennahverkehr ist in Iandlichen Regionen schon heute fast
ausschliellich auf Schulertransporte ausgerichtet und nur deshalb wirtschaftlich zu rechtfertigen.
Den Bedirfnissen betagter Menschen wird er kaum gerecht. Niedergelassene Haus- oder
Facharzte gibt es immer seltener, sie konzentrieren sich auf groRere Stadte. In den kommenden
Jahren wird sich dieses Problem verscharfen, da vor allem die Arzteschaft in Ostdeutschland vor
einer Verrentungswelle steht. Da immer seltener eigene Kinder in der Nahe leben, stehen diese
kaum zur Verfliigung, um die alten Angehdrigen zu versorgen und Hilfestellung zu leisten. Dies ist

besonders angesichts der absehbaren Zunahme von Demenzerkrankungen ein Problem.

Geschéfte, Poststellen und Geldinstitute sind aus vielen landlichen Orten verschwunden, da der
Umsatz keinen kostendeckenden Betrieb ermdglichte. Mangelnder Nachfrage und der Finanzar-
mut der Kommunen fallen auch Amter, Kulturstatten, Sportanlagen und Bibliotheken zum Opfer.
Selbst Pfarreien schlieRen, Gottesdienste finden nur noch an Feiertagen statt, und mit der Kirch-

gemeinde verschwindet ein Teil des sozialen Lebens auf dem Land.*
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Entwertung der Immobilien

In vielen peripher gelegenen Regionen sind Immobilien nach /9/ kaum noch verkauflich. Dort ver-
liert der Immobilienbesitz oft seine Funktion als Wertanlage bzw. Alterssicherung, da Sach- und
Verkehrswerte zunehmend auseinander fallen. Der Grundsatz ,Eigene Immobilie = Alterssiche-
rung“ hat somit im landlichen Raum seine Allgemeingiltigkeit verloren. ,In demografisch schrump-
fenden landlichen Regionen ist die Ermittlung des Verkehrswertes von Immobilien tberaus pro-
blematisch, weil der Markt die dafur als Grundlage bendtigten Informationen kaum noch hergibt.
Die wenigen Verauferungsfalle sind von Zufalligkeiten gepragt; ihre Ergebnisse haben vor lauter

statistischen Schwankungen kaum noch Aussagekraft.

Dem steht immer wieder das dringende Erfordernis einer realistischen Bewertung gegentber,
etwa bei Erbfallen, Zwangsversteigerungen oder Kreditvergaben flr Ausbau und Modernisierung.
Wertgutachter stehen damit vor der — fir sie vollig neuen — Aufgabe, die demografische Entwick-
lung sinnvoll in den Preis flr eine Immobilie einflieBen zu lassen. In § 3.2 der neuesten Fassung
der ImmoWertV wird ausdrucklich auf die Abhangigkeit des Immobilienwertes von der demo-
grafischen Entwicklung hingewiesen: ,Die allgemeinen Wertverhaltnisse auf dem Grundstucks-
markt bestimmen sich nach der Gesamtheit der am Wertermittlungsstichtag fur die Preisbildung
von Grundstlicken im gewohnlichen Geschaftsverkehr (marktiblich) maRgebenden Umstande wie
nach der allgemeinen Wirtschaftslage, den Verhaltnissen am Kapitalmarkt sowie den wirtschaftli-
chen und demografischen Entwicklungen des Gebiets.“ Damit verlangt die ImmoWertV die Be-
rucksichtigung zukunftiger Entwicklungen, beziehungsweise die Einschatzung der Zukunftsfahig-
keit einer Siedlungsstruktur bereits am Wertermittlungsstichtag.“ Insofern hangt der Verkehrswert

insbesondere von der Zukunftsfahigkeit des Dorfes ab, in dem das Gebaude steht.

,Zudem belasten die Bevolkerungsverluste landliche Gemeinden durch Leerstand und Verfall von
Gebauden. Leer stehende Gebaude machen Dorfer und Kleinstadte unattraktiv, denn baufallige,
unbewohnte Hauser oder gar Ruinen verunstalten das Ortsbild. Von den Eigentiimern, die oft be-
tagt sind oder als Erben gar nicht vor Ort wohnen, ist die Sanierung einer unverkauflichen Immo-
bilie oder der kostenaufwandige Abriss kaum zu erwarten. Damit ist ungeklart, wer in Zukunft die
finanziellen Mittel fir Riickbau und Abriss von Hausern oder Gewerbebrachen, die Ortsbilder

entwerten, aufbringen soll.*

Faktoren fiir Stabilitat und Niedergang
,Die geografische und landschaftliche Lage der Orte, die Siedlungsstruktur sowie die Moglichkeit,
wichtige Infrastrukturen wie Schulen, Arzte, Amter oder stadtische Zentren in kurzer Fahrzeit zu

erreichen, wirken sich auf die Bevolkerungsentwicklung aus. Aber auch die Frage, wie aktiv sich
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die Blrger um ihre eigenen Belange kiimmern, hat einen Einfluss auf die demografische Stabilitat.
Daneben spielen weitere Faktoren eine Rolle — etwa die Besitzverhaltnisse von Immobilien, friihe-
re Investitionsentscheidungen oder die Lokalpolitik. Generell Iasst sich sagen, dass kleine Dérfer
starker in ihrer Zukunftsfahigkeit gefahrdet sind als groflere Orte. Bevolkerungsverluste der Ver-
gangenheit und ein geringer Anteil junger Menschen wirken sich ebenfalls negativ auf die Stabili-
tat aus, ebenso sichtbarer Leerstand von Wohngebauden und eine groRe Entfernung zu Oberzen-

tren. Umgekehrt tragt eine, gemessen an der Vereinsdichte, aktive Blrgerschaft zur Stabilitat bei.”

Nach /9/ ist festzustellen , dass der I&ndliche Raum in den vergangenen 1-2 Jahrzehnten gemes-
sen an Wohlistandsindikatoren (z.B. Einkommen, Bruttoinlandsprodukt) im Vergleich zu den
Kernstadten nicht armer geworden ist. Er konnte gegenuber dem deutschen Durchschnitt sogar
leicht aufholen. ,Allerdings entwickelte sich der Arbeitsmarkt auf dem Lande deutlich schlechter
als im Umland groRRer Stadte. Man kann daraus schlussfolgern, dass in landlichen Gebieten zwar
viele unproduktive Arbeitsplatze verloren gegangen sind, dass die Produktivitat dort aber starker
gestiegen ist als in den Kernstadten. Die Auswertung in /9/ macht zudem deutlich, dass weniger
die Siedlungsform ,Dorf* oder ,Stadt* die wirtschaftliche Entwicklung bestimmt, sondern eher die
geografische Lage: Dérfer und Stadte im Umland von Grofdstadten, im ,verdichteten Umland®,
hatten in den vergangenen zwei Jahrzehnten die besten wirtschaftlichen Entwicklungsbedingun-
gen. Jene in dem am weitesten von stadtischen Zentren entfernten ,landlichen Raum® hingegen

die schlechtesten.”
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Ein wichtiger Faktor der regionalen Entwicklung ist vor diesem Hintergrund die Entfernung zu ur-
banen Zentren beziehungsweise zu Infrastrukturknotenpunkten. Analysieren lasst sich dies an-
hand der Fahrzeit mit dem Pkw bis ins ndchste Oberzentrum (GroRstadte, die wichtige Infrastruk-
tur- und Dienstleistungseinrichtungen bereitstellen). ,Welche Einrichtungen das sind, ist in den
Landesentwicklungsplanen der Bundeslander unterschiedlich festgelegt, aber in der Regel geho-

ren dazu Fachkliniken, Theater, Museen, Hochschulen und bestimmte Behorden.

Untersucht man Indikatoren der wirtschaftlichen und demografischen Entwicklung von Gemeinden
in Zusammenhang zu ihrer Lage (Entfernung vom Oberzentrum) und ihrer Einwohnerzahl/Einwoh-
nerdichte (Grof3-, Mittel- und Kleinstadte sowie landliche Gemeinden), so gelangt man nach /9/ zu
folgendem Ergebnis: Peripher gelegene Gemeinden schneiden fast immer schlechter ab als naher
am Oberzentrum gelegene. Und landliche Gemeinden stehen haufig schlechter da als Klein- oder
Mittelstadte (vgl. Abb. 30).“

4.7 Forderung und Erhaltung von Wohneigentum

In den analysierten Studien wurden vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklun-
gen in Abhangigkeit von der thematischen Schwerpunktsetzung und der fokussierten Ziel-
gruppe Aspekte, Kriterien und Forderungen benannt, die der Férderung und dem Erhalt des
(selbstgenutzten) Wohneigentums dienen konnen. Dabei spielen wirtschaftliche Aspekte
ebenso eine Rolle wie (integrierte) Konzepte zum Wohnen im Alter, die Nutzung nachhalti-
ger MaBnahmenkombinationen ebenso wie die Starkung von Engagement, die Forderung
kreativer Ideen sowie die notwendige Vernetzung von Wohnen, haushaltsnahen Dienstleis-
tungen und Pflege. Ziel muss in allen Féllen das (weitgehend) selbstbestimmte Leben und

die gesellschaftliche Teilhabe des Wohneigentiimers / Bewohners sein.

Nachfolgend werden beispielhafte Aspekte benannt, die in unterschiedlichsten Zusammenhangen
und mit unterschiedlichsten MaRnahmen einen moéglichen Weg aufzeigen. Herangezogen werden
hierfur beispielhaft Inhalte der Studien /5/, /9/, /11/ und /15/.

In der Studie /11/ werden Wohnwiinsche im Alter thematisiert. Wiinsche als artikulierte Vorstel-
lung von ,gutem Leben im Alter®. Auf die Frage nach Dingen, die fir ein selbstandiges Leben im
Alter eine Rolle spielen und wie relevant sie dafir sind, antworteten 1.100 Befragte ab 50 Jahren.
Dabei spielten insbesondere Hilfe und Unterstiitzung, das Wohnumfeld und Erreichbarkeit tagli-
cher Anlaufstellen, bauliche und technische Voraussetzungen an den Wohnraum eine wesentliche
Rolle (vgl. Abb. 31).
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Mdoglichkeit, Hilfe und Pflege 0 o
zu Hause zu bekommen 55% 40% 95%

gute Erreichbarkeit von
Geschaften, Arzten, OPNV 67% 27% 94%

Méglichkeit zum Einbau altersgerechter
Techniken wie Notruf und technische 47% 37% 84%
Kommunikation mit Arzten, Pflegern

besserer Zugang zur Wohnung,
z.B. weniger Treppen, Fahrstuﬁl 50% 32% 82%
bauliche Voraussetzungen innerhalb der

Wohnung, z.B. ohne Treppen, 44, 37% 81%
bodengleiche Dusche, erhéhtes WC

Einbau von SicherheitsmaBnahmen, z.B.
Gegensprechanlage, Alarmanlage

33% 39% 72%

m sehr wichtig

Aktivitaten Alterer, Gemeinschaftsraume 18% 29% 47% e
eher wichtig

Abb. 31: Wichtige Dinge flir ein selbstandiges Leben im Alter [Quelle: /11/ Abb. S. 13]

Im aktuellen Wohnatlas /15/, der nicht originarer Bestandteil der analysierten 14 Studien war, wird
dieser ganzheitliche Ansatz unter der Uberschrift ,Altersgerecht Wohnen — Mehr als eine barriere-

freie Wohnung“ thematisiert:

Generationengerechtes Bedarfsgerechte

Wohnumfeld Wohnangebote
& | - W “‘

L \

i p ~
i |
[0

T

0]
@ Wohnbegleitende

Hilfe-/Pflegeangebote

Ortsnahe Beratung

Abb. 32: Ganzheitliches Verstandnis von Wohnen im Alter im Sinne von Quartierskonzepten
[Quelle: /15/]

-Wohnen im Alter* bedeutet, die gesamte Lebenswelt der alteren Menschen in den Blick zu neh-
men. In der vorliegenden Untersuchung /5/ wird unter altersgerechtem Wohnen daher der erwei-

terte Begriff verstanden, es ,umfasst nicht nur eine weitgehend barrierefreie/-reduzierte Wohnung,
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sondern auch ein barrierefreies/-reduziertes Wohnumfeld, die ortsnahe Verfiigbarkeit wesentlicher
Infrastruktureinrichtungen sowie soziale und pflegerische Unterstitzungsangebote“ (BMVBS 2011:
S. 25). Beim ,Wohnen im Alter sind Quartiersansatze gefragt, die von einem ganzheitlichen
Verstandnis beim ,Wohnen im Alter* ausgehen und vor Ort — im direkten sozialen Nahraum der
alteren Menschen — bedarfsgerechte Rahmenbedingungen flir mdglichst viele Lebensbereiche
schaffen (KDA 2013)."

Dennoch sind die Anforderungen an den Wohnraum grundlegende Voraussetzung fir den (ber-
wiegend angestrebten Verbleib im selbstgenutzten Wohneigentum. Die Studie /5/ zum Wohnen
der Altersgruppe 65plus empfiehlt die Ausweitung des Bestandes an barrierefreien Wohnun-
gen vor dem Hintergrund der prognostizierten Bedarfe. ,Die Einschatzung, dass zur Finanzierung
der Investitionsbedarfe in Hohe von 39 Mrd. einzelne Akteure nicht in der Lage sein werden, wird
geteilt. Hier ist dringend anzuraten, die Férderung entsprechender Umbauten und Modernisierun-
gen stark auszuweiten. Insbesondere mit Blick auf die Altersstruktur der anzusprechenden Eigen-
tumerhaushalte ist das aktuelle Kreditprogramm der KfW um eine Zuschussvariante zu ergan-

zen.

Ein Kredit mit 20 Jahren Laufzeit sto3t bei einem Siebzigjahrigen in der Regel nur auf wenig Inter-
esse. Sowohl das Volumen der Programme als auch die Konditionen missen geeignet sein,
eine schnelle Ausweitung des Angebotes an barrierearmen Wohnungen herbeizufihren. Wenn
auch in diesem Bereich die Faustregel gilt, dass ein Férdereuro etwa acht Euro an privaten Inves-
titionsmitteln nach sich zieht, ware zur Umsetzung der genannten Investitionsbedarfe in Hohe von
39 Mrd. € ein Fordervolumen von rund 4,33 Mrd. € erforderlich.”

.Insgesamt kann ein proaktives heutiges Handeln der Politik mit entsprechenden Férdermalinah-
men und Pilotprojekten langfristig helfen, die Wohnkosten der Altersgruppe 65plus in einem be-
zahlbaren Rahmen zu halten. Dies gilt umso mehr, als mit einem zunehmenden Anteil von Senio-
ren zu rechnen ist, deren Wohnkosten Uber die Grundsicherung von der Gesellschaft getragen

werden missen.

Die Studie /10/ zum Wohnen im Alter gibt auf der Grundlage der eigenen Analyse und der Exper-
tenkenntnisse aus der Kommission ,Wohnen im Alter* des Deutschen Verbandes flir Wohnungs-
wesen, Stadtebau und Raumordnung ein Spektrum von grundlegenden Handlungsempfehlungen:
« Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen mit der eindeutigen Definition und
verpflichtenden Anwendung von Mindestanforderungen /-standards bei Neubau und

Wohnungsanpassung, der Anpassung der rechtlichen Regelungen und dem Ausbau eines
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(freiwilligen) Qualitatssicherungsverfahrens

Verbesserung der Forderinstrumente mit der Verstetigung und Ausweitung des KfW-
Programms, der Einfliihrung einer Zuschussvariante bei der sozialen Wohnraumférderung,
der Anpassung der Pflegeversicherungsleistungen fir wohnumfeldverbessernde MalRnah-
men sowie der Optimierung steuerlicher Erleichterungen

Stiarkung von Information und Beratung mit der Qualifizierung der Berater und dem
Ausbau des Beratungsnetzes, der Entwicklung und Verbreitung akteursspezifischer Infor-
mationsmaterialien, dem Aufbau einer Informationsplattform mit Best practices, der Einbin-
dung von Multiplikatoren, der Verbesserung des Images des altersgerechten Wohnens,
und der Erfassung spezifischer Strukturdaten zum Wohnen im Alter

Verbesserung des Wohnumfeldes mit der Festlegung der Mindestanforderungen an
ein altersgerechtes Wohnumfeld, der Verbindung des Wohnungsbaus mit den stadtebauli-
chen Anforderungen, der kleinrdumigen und quartiersbezogene Planung und Koordina-

tion und der fachlichen Begleitung integrierter Ansatze.

Zur Zukunft der Dorfer in Studie /9/ werden spezifische Handlungsempfehlungen gegeben, die

insbesondere die Zielsetzung einer nachhaltigen und stabilen Zukunft des landlichen Raums ha-

ben. Dazu gehdren vor dem Hintergrund der Erhaltung des Wohneigentums

Vereinfachung gesetzlicher Vorgaben und Anpassung infrastruktureller Standards

Aktives Flachenmanagement

Vorgehen gegen die Verunstaltung der Dérfer (verfallene Gebaude, Leerstand)

Einrichtung von Fonds fir den Rickbau von Gebduden / Dérfern

Zulassen von Sebstverantwortungsraumen (,Raumpioniere®)

Ermdglichen kreativer Ideen

Nutzung der Energiewende als Grundlage einer ganzheitlichen wirtschaftlichen Erneue-

rung.

In allen genannten Wiinschen, Ansatzen, Empfehlungen und Forderungen spiegelt sich der

gemeinschaftliche Wunsch der Akteure, den demografischen Wandel anzunehmen und im

Sinne (nicht nur) der selbstnutzenden Wohneigentiimer aktiv und nachhaltig zu gestalten,

so dass das ,,gute Leben im Alter fiir alle méglich und bezahlbar wird.
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5 Zusammenfassung der Ergebnisse

Das Institut fiir Bauforschung e.V. untersuchte im Auftrag des Bauherren-Schutzbund e.V.
im Rahmen einer Metastudie ausgewahlte Veroffentlichungen zum Thema ,,Demografische
Entwicklung und Wohnen im Alter“. Dabei wurde der Fokus auf die Zielgruppe der selbst-
nutzenden Eigentiimer gelegt. Gegenstand der Auswertung waren dabei insbesondere die
nachfolgenden Aspekte:

+ die Herausforderungen der demografischen Entwicklung der Bevolkerung

« die Entwicklung des Wohnungsbedarfs und Tendenzen des Wohnungsmarktes

- die gegenwartige Situation und Entwicklung des Bedarfs an barrierefreiem Wohn-
raum

+ die Bezahlbarkeit von Wohnen und Wohneigentum unter Beriicksichtigung der Ent-
wicklung von Einkommen und Wohnkosten / Kostentreiber

+ das selbstgenutzte Wohneigentum als private Altersvorsorge
« das selbstgenutzte Wohneigentum im landlichen Raum und

« die Forderung und Erhaltung von Wohneigentum.

Ubereinstimmend wurde in allen untersuchten Veréffentlichungen festgestellt, dass die de-
mografische Entwicklung gepragt ist von einem kontinuierlichen Bevoélkerungsriickgang,
dem Anstieg des Anteils der dlteren Bevolkerung und einer dabei im wesentlichen gleich-
bleibenden bzw. leicht ansteigenden Anzahl von Haushalten. Wohnungsbedarf und -nach-
frage werden derzeit und zukiinftig davon beeinflusst. Insbesondere die Altersstruktur der
Bevolkerung und die Zusammensetzung der Haushalte bzw. Familienstrukturen werden

spezifische Anforderungen an den Wohnraum und das Wohnumfeld stellen.

Der Wohnraum alterer Menschen, die ihr Eigentum selbst bewohnen, befindet sich iiber-
wiegend in alterer Bausubstanz, die weder barrierefrei noch barrierearm ist. Die Wohnun-
gen weisen mehrheitlich Hindernisse und Barrieren zur und in der Wohnung auf. Das uber-
wiegende Ziel, moglichst lange in der vertrauten Umgebung zu verbleiben, erfordert des-
halb umfangreiche Anpassungen im Wohnungsbestand. Hier werden nachhaltige L6sungen
gefordert, die ganzheitliche Anséatze, z.B. in Kombination mit erforderlichen Instandset-
zungs- oder EnergieeffizienzmaBnahmen sowie Quartierslésungen stiitzen. Zusatzlich wird

der Neubau (ausschlieBlich) barrierefreier Wohnungen gefordert.

Von der Quantifizierung der derzeitigen Angebotssituation (Bestand) und den Bedarfspro-

gnosen an barrierefreien bzw. altersgerechten Wohnungsangeboten ist abzuleiten, dass
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sich hier zunehmend eine Versorgungsliicke entwickelt. Diese wird in der GroRenordnung
unterschiedlich beschrieben, ist insgesamt fiir einen Prognosezeitraum bis 2025/2030 je-
doch als erheblich zu bewerten. Die Mehrzahl der Akteure definiert dabei die Anforderun-
gen an das Wohnen im Alter jeweils neu. Diese werden iiberwiegend an Mobilitats-
einschrankungen festgemacht. Eine eindeutige Definition oder allgemeingiiltige Mindestan-

forderungen sind nicht vorhanden.

Die Beschreibung der gegenwartigen Situation und die Bedarfsentwicklung allein auf den
(barrierefreien / altersgerechten) Wohnraum (der selbstnutzenden Wohneigentiimer) zu re-
duzieren, ist nach Aussage der Akteure zu kurz gefasst. Die Entwicklungen machen bedarf-
sorientierte nachhaltige Lésungen im Hinblick auf das Wohnen, die Infrastruktur / das Woh-
numfeld, aber auch die zukiinftige Vernetzung mit erforderlichen Service- und Pflegeleis-
tungen erforderlich. Vor diesem Hintergrund wird von allen Akteuren in den nachsten Jah-
ren ein erheblicher Verdnderungs- und Handlungsbedarf gesehen, der die gesamte Gesell-

schaft inklusive der Wohneigentiimer vor neue Herausforderungen stelit.

Die gegenlaufige Entwicklung der Einkommen und Wohnkosten sowie langfristig zusatzli-
cher Kosten fiir Serviceleistungen (HDL) und Pflege wird langfristig zu einer Verschlechte-
rung der Lebenssituation der dlteren Bevolkerung fiihren. Durch die rucklaufigen Einkom-
men der Senioren sind die Moglichkeiten, so lange wie moéglich im eigenen Haus bzw. der
eigenen Wohnung zu verbleiben, zunehmend begrenzt. Dauerhafte Kosten, fiir z.B. Energie,
Kommunikation, Instandhaltung und Wartung steigen kontinuierlich und lassen Investitio-

nen fiir z.B. barrierefreie MaBnahmen / Anpassungen im Eigentum kaum noch zu.

Als explizite Kostentreiber (beim selbstgenutzten Wohneigentum) wurden die Wohnkosten
(Tilgung und Zinsen, bei den Betriebskosten vor allem die Energiekosten und im landlichen
Raum Kosten fiir die technische Infrastruktur) beschrieben sowie zusatzliche Kosten fiir
Serviceleistungen (vor allem Pflegekosten) benannt. Dabei wurde insbesondere die Proble-

matik der gegensatzlichen Entwicklung der Einnahmen- und Ausgabenseite thematisiert.

Die demografische Entwicklung in Kombination mit dem anhaltenden Strukturwandel im
landlichen Raum stellt Wohneigentiimer und betroffene Kommunen dort vor enorme Her-
ausforderungen. Insbesondere die Reduzierung der sozialen Infrastruktur und Nahversor-
gung, die eingeschriankte Mobilitit und unzureichende medizinische Versorgung werden

als Problem fur den Verbleib im Wohneigentum, die zunehmende Entwertung der Immobili-
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en als Hindernis fur einen moglichen Verkauf beschrieben. Hier werden Faktoren, wie z.B.
die Aktivitit der Biirgerschaft, (Anderungen der) Besitzverhiltnisse oder kommunale Pla-
nungen und Investitionsentscheidungen uber die Zukunftsfahigkeit von Gemeinden ent-
scheiden und damit die Basis fiir den (sozialen und monitiren) Wert der dort befindlichen

Immobilien bilden.

Ubereinstimmend wird in den Studien festgestellt: Das Wohnen im Alter kann durch vielfl-
tige Rahmenbedingungen, z.B. wie Rechts- und Foérderinstrumente, Beratungsstrukturen
und die Festschreibung (qualitativer / technischer) Mindestanforderungen, beeinflusst wer-
den. Das Wohnen stellt fiir den dauerhaften Verbleib im selbstgenutzten Wohneigentum
oder in Mietwohnungen eine Grundvoraussetzung dar, darf dabei aber keinesfalls als iso-
lierte Aufgabe betrachtet werden, sondern muss mit einer das selbstandige Wohnen unter-
stutzenden, wohnortnahen Infra- und Versorgungsstruktur einhergehen. Dazu gehort auch

ein umfassendes (prophylaktisches) Beratungs-, Hilfe- und Pflegeangebot.

In den analysierten Studien wurden in Abhédngigkeit von der thematischen Schwerpunktset-
zung und der fokussierten Zielgruppe Aspekte, Kriterien und Forderungen benannt, die der
Forderung und dem Erhalt des (selbstgenutzten) Wohneigentums dienen kénnen. Dabei
spielen wirtschaftliche Aspekte ebenso eine Rolle wie (integrierte) Konzepte zum Wohnen
im Alter, die Nutzung nachhaltiger MaBnahmenkombinationen ebenso wie die Starkung von
Engagement, die Forderung kreativer Ideen sowie die notwendige Vernetzung von Wohnen,
haushaltsnahen Dienstleistungen und Pflege. Als ilibereinstimmende Ziele wurden das
(weitgehend) selbstbestimmte Leben und die gesellschaftliche Teilhabe des Wohneigentii-

mers /| Bewohners formuliert.
Die Verfasser

Institut fiir Bauforschung e. V.,
Hannover, 30.09.2014

58



BAUFORSCHUNG

6 Literatur-/Quellenverzeichnis

/11 Geb&ude- und Wohnungsbestand in Deutschland - Erste Ergebnisse der Gebdude- und Wohnungszéahlung
(ZENSUS 2011) / Landesamt fur Statistik Niedersachsen, Hannover / Statistische Amter des Bundes und der
Lander/ 2014

/2] Ein Sozialbericht fiir die Bundesrepublik Deutschland / Statistisches Bundesamt (Destatis), Wissenschaftszen-
trum Berlin fir Sozialforschung, in Zusammenarbeit mit Das Soziooekonomische Panel (SOEP) am Deutschen
Institut fiir Wirtschaftsforschung, Berlin / Bundeszentrale fiir politische Bildung, Bonn, 2013

/3/ Wohntrends 2030, Studie — Kurzfassung / Analyse & Konzepte, Beratungsgesellschaft fir Wohnen, Immobili-
en, Stadtentwicklung mbH, Hamburg, InWIS Institut fiir Wohnungswesen, Immobilienwirtschaft, Stadt- und Re-
gionalentwicklung GmbH, Bochum / GdW, Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen
e. V., Berlin, 2013

/4/  Der Vierte Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung - Lebenslagen in Deutschland / Bundesminis-
terium fir Arbeit und Soziales, Referat Information, Publikation, Redaktion, Bonn, 2013

/5/ Wohnen der Altersgruppe 65PLUS / Pestel Institut,Hannover / Verbandebiindnis Wohnen 65PLUS, Koordinati-
on: Deutsche Gesellschaft fiir Mauerwerks- und Wohnungsbau e.V. (DGfM), 2013

/6/  Wohnimmobilien zur Altersvorsorge - Worauf muss man achten? / Deutsches Institut flr Altersvorsorge GmbH,
Berlin, Dr. Reiner Braun und Ulrich Pfeiffer, 2013

/71 Wohnungsangebot fir arme Familien in Grof3stéadten / empirica AG, Timo Heyn, Dr. Reiner Braun, Jan Grade /
Bundesweite Analyse am Bsp. der 100 einwohnerstarksten Stadte im Auftrag der Bertelsmann Stiftung, Glters-
loh, 2013

/8/  Bedarf an seniorengerechten Wohnungen in Deutschland / Pestel Institut, Hannover / Impulse fir den Woh-
nungsbau, Koordination: Deutsche Gesellschaft fiir Mauerwerks- und Wohnungsbau e.V. (DGfM), 2011

/9/  Die Zukunft der Dérfer - Zwischen Stabilitdt und demografischem Niedergang / Berlin-Institut fir Bevoélkerung
und Entwicklung, Berlin, 2011

/10/ Wohnen im Alter - Marktprozesse und wohnungspolitischer Handlungsbedarf / Kuratorium Deutsche Altershilfe,
KoIn / Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS), Berlin, 2011

/11 Wohnwinsche im Alter — Grafikreport / Institut: TNS Emnid, Medien- und Sozialforschung GmbH / Bundesver-
band Deutscher Baustoff-Fachhandel e.V., Bundesverband freier Imnmobilien und Wohnungsunternehmen e.V.,
Deutsche Gesellschaft flir Mauerwerks- und Wohnungsbau e.V., Deutscher Mieterbund, 2011

/12/ Wohnungsmaérkte im Wandel - Zentrale Ergebnisse der Wohnungsmarktprognose 2025 / Bundesinstitut fur
Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt fiir Bauwesen und Raumordnung (BBR), 1 / 2010
BBSR-Berichte KOMPAKT, Bonn, 2010

/13/  Wohnungsmangel in Deutschland - Auswirkungen und Ansétze zur Uberwindung / PROGNOS AG, Basel /
Kampagne Impuls fir den Wohnungsbau, Berlin, 2010

/14/  Erben in Deutschland - Volumen, Verteilung und Verwendung / empirica AG, Forschung und Beratung AG,
Berlin / Deutsches Institut flr Altersvorsorge, Kéin, 2010

/15/  Wohnatlas. Rahmenbedingungen der Bundeslander beim Wohnen im Alter. Kuratorium Deutsche Altershilfe /
Waistenrot-Stiftung, Koln / Ludwigsburg, 2014.

/16/  Wohnungsmangel in Deutschland? - Regionalisierter Wohnungsbedarf bis zum Jahr 2025. Pestel-Institut im
Auftrag von BDB, DGfM und BFW. Hannover, 2009.

/17/  Bevolkerung Deutschlands bis 2060 — Ergebnisse der 12. koordinierten Bevélkerungsvorausberechnung. Sta-
tistisches Bundesamt, Wiesbaden 2009.

/18/ Bericht Uber die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft in Deutschland 2009 (Hrsg.: BMVBS / BBSR auf der
Grundlage der Veranderung der Anbieterstruktur im deutschen Wohnungsmarkt und wohnungspolitische Impli-
kationen (Hrsg.: BMVBS / BBSR)

/19/  Alterssurvey 2002. Langsschnittstudie Gber die Lebensverhéltnisse alterer Menschen. Hrsg.: Bundesministeri-
um fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend. AN: Deutsches Zentrum fiir Altersfragen (DZA). 2002.

/20/  Mikrozensus Zusatzerhebung 2010, 2010, Bestand und Struktur der Wohneinheiten, Wohnsituation der Haus-
halte; Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2012

/21/  Schatzungen ZDB / Schichel 2012 in /15/

/22/  European Social Survey (ESS)

59



	1Aufgabenstellung und Ziele
	2Grundlage
	3Auswertungsstruktur
	4Vergleichende Gegenüberstellung
	4.1Herausforderungen der demografischen Entwicklung der Bevölkerung
	4.2Allgemeine Entwicklung des Wohnungsbedarfs und Tendenzen des Wohnungsmarktes
	4.3Gegenwärtige Situation und Entwicklung des Bedarfs an barrierefreiem Wohnraum
	4.4Bezahlbarkeit von Wohnen und Wohneigentum unter Berücksichtigung der Entwicklung von Einkommen und Wohnkosten / Kostentreiber
	4.5Selbstgenutztes Wohneigentum als private Altersvorsorge
	4.6Selbstgenutztes Wohneigentum im ländlichen Raum 
	4.7Förderung und Erhaltung von Wohneigentum

	5Zusammenfassung der Ergebnisse
	6Literatur-/Quellenverzeichnis

